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1.  Einleitung 

 

Die Organisationsentwicklung des zurückliegenden Jahrzehnts war von einem markan-

ten Auf und Ab bei der Erprobung partizipativer Managementkonzepte geprägt. Seit Be-

ginn der 90er Jahre war partizipatives Management zunächst zum Muss für jeden Ma-

nager, der up-to-date sein wollte, avanciert. Der Mensch geriet allseits in den Mittel-

punkt, als gefragtes „Humankapital“ und strategisch entscheidende „Ressource“, deren 

Produktions- und Rationalisierungsbeitrag man als zentral erachtete. Immer mehr sozi-

alwissenschaftliche Forschungsbefunde belegten, dass es sich dabei keineswegs nur 

um Rhetorik handelte. Bereits länger beobachtete, von der Industriesoziologie als “neue 

Produktionskonzepte” (Kern/Schumann 1984) und “systemische Rationalisierung" (Alt-

mann u.a. 1986; Baethge/Oberbeck 1986) etikettierte Veränderungen des Technikein-

satzes und der Arbeitsorganisation schienen jetzt mit neuartigen und weitreichenden 

betriebs- und unternehmensorganisatorischen Tendenzen eine vielversprechende Liai-

son einzugehen. Im Gefolge der Rezeption von „Lean production“ (Womack u.a. 1990) 

wurden sie mit Formeln wie „Einführung von Gruppenarbeit“, „Abflachung von Hierar-

chien“ oder „Dezentralisierung betrieblicher Entscheidungen“ umschrieben (zusam-

menfassend: Sperling 1994; 1997; 1999). 

 

Ob sich mit diesen Tendenzen auch direkt und zwingend ein Mehr an Mitbestimmung 

und weiterreichende Chancen zur Demokratisierung der Arbeitswelt verbinden würden, 

war gewiss umstritten. Der allgemeine Entwicklungstrend zum beteiligungsorientierten, 

partizipativen Management schien aber nicht mehr aufzuhalten. Unter unseren Augen 

schien sich eine epochale Trendwende bei Organisation und Management von Er-

werbsarbeit zu vollziehen: Weg von der bürokratisch-tayloristischen Kommandowirt-

schaft, hin zur selbstorganisierten Kooperation autonomer Teams und Individuen (Pe-

ters 2000). Der Siegeszug der Internet- und Medienzentrierten „New Economy“ ver-

stärkte solche Wahrnehmungen nochmals enorm und pointierte die Prognose: Die Zu-

kunft der Arbeit, die hier vorgelebt wurde, war basisdemokratisch, hierarchiearm, ver-

netzt, funny (Meschnig/Stuhr 2001). 

 



 4

Die Zeit der zuversichtlichen Trendaussagen währte indes nicht lange. Am Ende des 

Jahrzehnts und verstärkt zu Beginn des neuen Jahrhunderts machten sich rasch Er-

nüchterung, bisweilen sogar Pessimismus im Hinblick auf mögliche Verbesserungen der 

Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen im Zuge der Einführung neuer Management-

konzepte breit. Die Sorge um ein mögliches Ende der neuen Produktionskonzepte, gar 

die Befürchtung einer Rückkehr des Taylorismus und einer generellen Rekonventionali-

sierung der Arbeit beherrschten nun die Debatte (ISF et al. 1997; Schumann 1998; 

Springer 1999). Die zunehmend pessimistische Sicht der Wirklichkeit des neuen Mana-

gements brachte Claus Koch auf den Punkt: „Die soeben noch gerühmte lean produc-

tion ist bereits ein abgeschlafftes sozialtechnisches Wunder von gestern. Und die vorü-

bergehend abgeflachten Hierarchien müssen bald wieder vertikalen Organisationsfor-

men der Weltkonzerne Platz machen. Das flexible Team im Netzwerk bekommt wieder 

die - nur etwas weiter entfernte - Autorität in den Nacken“ (Koch 1999). Die große Des-

illusionierung über die „New Economy“ seit dem Platzen der Börsenblase, den Firmen-

pleiten, Skandalen und Entlassungen tat danach ein übriges. Phantasie, Enthusiasmus 

und Partizipation waren plötzlich wieder out, und gefragt waren nun vor allem wieder 

„Controller, Techniker und Buchhalter“ (Piper 2002). 

 

Solche ausgeprägten Hochs und Tiefs von Beteiligungskonjunkturen und ihrer öffentli-

chen wie sozialwissenschaftlichen Beurteilung werfen eine Reihe von theoretischen und 

(gewerkschafts-) politischen Fragen auf. Für die fällige Diskussion solcher Fragen soll 

die vorliegende Arbeit durch eine kritische Darstellung neuerer empirischer Befunde und 

von Versuchen, die Erprobung partizipativen Managements zu interpretieren, einige 

Grundlagen und Anregungen liefern. Im Zentrum steht die Frage, was übrig bleibt vom 

partizipativen Anspruch, von den partizipativen Elementen des neuen Managements. Es 

geht also nicht in erster Linie um das Schicksal und die Auswirkungen der neuen Orga-

nisations- und Managementkonzepte generell, sondern um das Schicksal der Partizipa-

tionsversprechen, die sie beinhalten. Wie nachhaltig war die Einführung neuer Konzepte 

unter diesem Aspekt? Haben neue Beteiligungsstrukturen Wurzeln geschlagen? 

Bekommen diese Wurzeln genügend neue Nahrung? Der Schwerpunkt der Arbeit liegt 

also auf der – möglichst zugespitzt interpretierten – Darstellung der heute erkennbaren, 

durch die sozialwissenschaftliche Forschung dokumentierten Umsetzungsformen und -
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folgen neuer Beteiligungsansätze in der betrieblichen Arbeitswelt. Einige theoretische 

Perspektiven dieser Zuspitzungen habe ich im Rahmen einer Studie über das Verhältnis 

von Arbeit und Autonomie bereits ausführlicher entwickelt (Wolf 1999). 

 

Partizipation - zu Deutsch: Beteiligung oder Teilhabe - in der und an der Arbeit, in und 

an Unternehmen (bzw. allgemeiner: in und an Organisationen) hat viele Facetten. Ein 

angemessenes Verständnis der Problematik setzt zunächst die Beachtung einiger Un-

terscheidungen voraus. Zum ersten ist darauf zu achten, welche Akteure involviert sind: 

Wer soll beteiligt werden? Zum zweiten sind die unterschiedlichen Dimensionen bzw. 

Gegenstände des Einbezugs der Akteure in die Organisation auseinander zu halten: An 

was wird partizipiert? Als technisch-funktionale, unmittelbar auf die Arbeitsaufgabe be-

zogene etwa tritt Beteiligung direkt als Arbeitsanforderung, Erfüllung von Erfordernissen 

des Produktionsprozesses in Erscheinung; als soziale meint sie Beteiligung am Leben 

der sozialen Gruppe, des Unternehmens bzw. des betreffenden sozialen Systems; als 

politische Partizipation kann man die Beteiligung an den Entscheidungsprozessen in 

einer Organisation (auf Gruppen-, Abteilungs- oder Unternehmensebene) bezeichnen; 

und als finanzielle schließlich bezieht sich Beteiligung direkt auf die ökonomischen Res-

sourcen bzw. den Output (z. B. Gewinnbeteiligung). Übersicht 1 fasst diese ersten Ori-

entierungen zum Wer und Was der Beteiligung schematisch zusammen. 

 

Quer dazu steht die Frage nach dem Wie der Beteiligung. Hier müssen wir zum einen 

‚spontane‘, informelle Partizipationsformen von offizieller, formaler, ‚de jure‘ Partizipation 

– als organisierter Politik, in unterschiedlichen Formen und Graden der Verrechtlichung 

– unterscheiden. Und zum anderen ist zwischen direkter und indirekter, repräsentativer 

Partizipation zu differenzieren (ähnlich: Bolle De Bal 1992a, 603). Auch für die Frage 

des Wie der Beteiligung mag eine schematische Darstellung diese Unterscheidungen 

veranschaulichen (Übersicht 2). Zu bedenken ist freilich hier wie oben, dass die Über-

gänge in der Realität fließend und die verschiedensten Kombinationen und Varianten 

denkbar sind, dass es also zunächst nur um grobe analytische Definitionen gehen kann. 
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Partizipative Managementansätze räumen der direkten und individuellen Beteiligung 

gegenüber indirekter und kollektiver Beteiligung eindeutige Priorität ein. Sie zielen auf 

eine Abflachung der technisch-funktionalen Job-Hierarchie und die Rückgabe einer 

Übersicht 1: Dimensionen, Gegenstände und Akteure der Partizipation

technisch-funktional sozial politisch finanziell
(Aufgaben) (Sozialleben) (Entscheidungen) (Kapital)

Gewerkschaft - + + -

Betriebsrat - + + -

Leitungs-
personal 
(Manager/            
-innen)

+ + + +

Beschäftigte    
mit überwie-
gend Ausfüh-
rungsfunk-
tionen (Arbeiter/ 
-innen, Ange-
stellte)

+ + + +

Übersicht 2: Repräsentations- und Formalisierungsgrad der Partizipation

informell formell

direkt
durch Selbsttätigkeit im Arbeitsprozess; 
informelle Interessendurchsetzung 
(individuell oder kollektiv)

in Gruppen- oder Projektarbeit; durch 
Verbesserungsvorschläge

indirekt/ 
repräsentativ

(durch informelle "Führer"; 
Vorgesetzte)

durch gewählte/ernannte Interessen-
vertreter (z.B. Betriebsrat, Gewerkschaft)
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Reihe von Aufgaben, die im tayloristischen Modell den Vorgesetzten und dem techni-

schen Personal vorbehalten sind, an die zunehmend in Kleingruppen organisierten Ar-

beiter/-innen und Angestellten. Autoritäre Kontrolle soll von kompetenzbasierter Kon-

trolle abgelöst werden, bei der zwei Funktionen in den Vordergrund treten: technische 

Unterstützung und Steuerung von Kleingruppenaktivitäten. Das Aushandeln von Leis-

tungszielen, Normen der Produktqualität, Arbeitsbedingungen und Aufgabenverteilung 

wird auf unteren Entscheidungsebenen ermöglicht. Es wird also ein gemischtes Modell 

der Entscheidungsfindung angepeilt: Die Leitung setzt allgemeine Ziele und Rahmen-

bedingungen und lässt dabei viele Fragen für die Aushandlung und Ausgestaltung auf 

niedrigeren Organisationsebenen offen. Wichtig wird dann, die direkte Verknüpfung des 

Beschäftigtenhandelns mit den Unternehmenszielen sicher zu stellen; daher der beson-

dere Stellenwert des „Kulturmanagements“ bzw. der „Unternehmenskultur“, der Kom-

munikation, der „corporate identity“.  

 

Im Zentrum der partizipativen Konzepte des zurückliegenden Jahrzehnts standen, wie 

im einzelnen noch zu zeigen sein wird, die technisch-funktionale, auf die Arbeitsaufga-

ben bezogene und die politische, auf organisatorische Entscheidungen bezogene Di-

mension von Beteiligung. Angesprochen waren hier vor allem Arbeiter/-innen und Ange-

stellte auf den unteren Hierarchiestufen, betroffen war aber auch das Management 

selbst. Diese Dimensionen bzw. Akteure stehen auch im Mittelpunkt der folgenden Dar-

stellung; deshalb sind sie in Übersicht 1 hervorgehoben. Außerdem werden insbeson-

dere die Rückwirkungen der erörterten Entwicklungen auf die industriellen Beziehungen 

und die Interessenpolitik von Betriebsräten und Gewerkschaften diskutiert.  

 

Die Bezeichnung „partizipatives Management“ enthält eigentlich schon den Kern der 

ganzen Problematik, die uns in dieser Arbeit beschäftigen wird: Sie zeigt an, dass es um 

einen stärkeren Einbezug in Aufgaben bzw. Entscheidungen geht, die in letzter Instanz 

– unter sich wandelnden und unterschiedlich interpretierbaren ökonomischen 

Verwertungsgesichtspunkten – weiterhin von einem – an neuen Leitbildern orientierten – 

externen Leitungsapparat vorgegeben bzw. gefällt werden. Der grundsätzliche Herr-

schaftsanspruch dieses Leitungsapparates steht nicht zur Disposition. Das Management 

– der „Manager“ ist etymologisch derjenige, der „die Zügel in der Hand hält“ (Türk 1989) 
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–  lässt aber die Zügel nach, führt an längerer Leine und erwartet bzw. ermöglicht mehr 

Eigeninitiative der Beschäftigten. Das bedeutet, dass wir es gleichsam mit dem Ein- 

oder Anbau partizipativer Elemente am Gebäude organisationaler Herrschaft zu tun 

haben. Sie sollen als Korrektiv organisatorischer Dysfunktionen und Ineffizienzen wirk-

sam werden und müssen sich in dieser Funktion immer wieder legitimieren. Sie stehen 

nicht für sich selbst, besitzen keinen Eigenwert. Und dieser ‚abgeleitete‘, ‚funktionale‘ 

Status drückt sich auch darin aus, dass die partizipativen Institutionen des partizipativen 

Managements in der Regel ‚schwache‘ Institutionen sind: formalrechtlich unzureichend 

oder gar nicht abgesichert, oft einseitig und ohne Bestandsgarantie gewährt und nicht 

selten ebenso einseitig modifizierbar oder ‚kündbar‘.  

 

Mit den Entwicklungslinien, Widersprüchen, Folgen und Zukunftsperspektiven partizipa-

tiven Managements werden wir uns in mehreren Schritten auseinander setzen. Die Ge-

schichte der Beteiligungskonzepte erörtert das Kapitel 2. Skizziert werden Ursprünge, 

Ansätze und historische Entwicklungslinien partizipativen Managements bis hin zu den 

neuen Managementstrategien der 90er Jahre und der aktuellen Ernüchterung über die 

„New Economy“. Kapitel 3 knüpft an die erste begriffliche Annäherung in diesem einlei-

tenden Kapitel an und entwickelt die theoretische Leitthese dieser Arbeit: Bürokratische 

Herrschaft – also rationale Kontrolle durch einen externen Leitungsapparat – benötigt 

immer Partizipation. Auch die im Rahmen des neuen Unternehmens- und Manage-

mentleitbilds des „Netzwerkunternehmens“ propagierten Dezentralisierungs- und Ver-

marktlichungsmaßnahmen sind als Komplement und als Korrektiv, keineswegs aber als 

Überwindung der Bürokratie zu interpretieren. Vor diesem Hintergrund werden die ver-

änderten Strukturen, Aufgaben und Orientierungen des neuen Managements umrissen. 

 

Für unterschiedliche Einsatzfelder und Beschäftigtengruppen bedeutet partizipatives 

Management höchst Unterschiedliches: Es tritt in verschiedenen Varianten auf und hat 

unterschiedliche Implikationen und Folgewirkungen. Die vielen Gesichter der Partizipa-

tion werden in Kapitel 4 am Beispiel der Arbeiter/-innen in der Automobilindustrie, der 

Angestellten in der Informations- und Kommunikationstechnik, der Arbeiter/-innen in 

anderen Industriebranchen wie der Bauindustrie und dem Maschinenbau sowie weiterer 

Angestelltenbereiche, z.B. dem öffentlichen Dienst, zu porträtieren versucht. Unter den 
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gegebenen Rahmenbedingungen fordert Partizipation in aller Regel von den Beschäf-

tigten jedenfalls – bei z.T. deutlich gestiegenen Beteiligungschancen – auch einen nicht 

unerheblichen Preis. Kapitel 5 leuchtet entsprechende Widersprüche und Konfliktfelder 

bei Gruppenarbeit sowie Probleme des sog. kontinuierlichen Verbesserungsprozesses 

aus. Es erörtert ebenfalls die Folgen der Einbindung der Beteiligung in neue Steue-

rungs- und Kontrollformen (Kennziffernsysteme, Zielvereinbarungen). In Kapitel 6 gehen 

wir dann der Frage nach den Konsequenzen der Beteiligungsansätze für die industriel-

len Beziehungen nach: Kommt es zur Erosion oder zur Innovation betrieblicher Mitbe-

stimmung durch partizipatives Management? Die bisherigen empirischen Befunde deu-

ten – im Kontrast zu manchen früheren Befürchtungen – eher auf letzteres hin, dass 

nämlich direkte Partizipation die traditionelle indirekte Interessenvertretung in der Regel 

ergänzt und dass eine starke indirekte Interessenvertretung überhaupt erst dauerhaft 

funktionierende direkte Partizipation ermöglicht. Das Kapitel 7 enthält schließlich ein 

Resümee der Befunde, eine Bewertung des Forschungsstands und einen Ausblick, der 

auf weiterführende Fragestellungen für die sozialwissenschaftliche und gewerkschaftli-

che Diskussion hinweist – etwa in Richtung einer Verbesserung der theoretischen und 

historischen Tiefenschärfe der Debatte, der Erforschung und des Vergleichs von Bran-

chen- und Bereichsbesonderheiten sowie einer international vergleichenden Perspek-

tive. 
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2.  Partizipatives Management: eine lange und wechselvolle Geschichte 

 

Die Einschätzung der gegenwärtigen Rationalisierungsphase ist kontrovers. Wo die ei-

nen tiefgreifende Umbrüche ausmachen, da können andere bloß Variationen über das 

Thema “des Kaisers neue Kleider” erkennen. Luc Boltanski und Ève Chiapello etwa ha-

ben in einer umfangreichen Studie die Besonderheiten der Managementkonzepte der 

letzten fünfzehn Jahre herauszuarbeiten versucht. Der Titel der Studie enthält ihr Er-

gebnis: Le nouvel esprit du capitalisme, ein neuer Geist des Kapitalismus manifestiere 

sich in diesen Konzepten (Boltanski/Chiapello 1999; 2001). Roy Jacques dagegen hat in 

seinem Buch Manufacturing the Employee die Geschichte des Managementdenkens in 

den USA untersucht und kommt zu dem ganz anderen Befund einer großen Kontinuität 

der Grundmuster dieses Denkens (Jacques 1996). Auf den ersten Seiten legt Jacques 

den Leser dadurch herein, dass er ihn mit einer Reihe von Zitaten konfrontiert, die wie 

die allerneuesten Erfolgsformeln aus der aktuellen Managementliteratur klingen. Sie 

kommen auch bei Boltanski und Chiapello vor. Keines der Zitate ist aber jünger als 

siebzig Jahre. 

 

Angesichts solcher doch sehr gegensätzlich anmutenden Deutungen stellt sich zunächst 

die Frage: Wie neu ist das durchweg als ‘neu’ präsentierte partizipative Management 

wirklich? Das schließt die Frage nach dem Verhältnis von neuen zu alten, heutigen zu 

früheren Managementkonzepten, nach den Kontinuitäten und Diskontinuitäten, kurz: 

nach der Geschichte von Management und Partizipation ein. Und hier fällt eine erste 

Antwort wahrlich nicht schwer: Partizipatives Management ist in der Tat keine neue 

Idee. Es hat eine überaus lange und wechselvolle Geschichte. Spätestens mit der 

Human-Relations-Bewegung, die in den USA der dreissiger und vierziger Jahre des 

vergangenen Jahrhunderts den Managementdiskurs stark beeinflusste, wird es zu einer 

ernstzunehmenden Größe. Partizipation ist seitdem Schlüsselwort einer von Unterneh-

mensseite initiierten Arbeits- und Personalpolitik, die versucht, ökonomische Effizienz 

über ‘soziale’ Mechanismen zu erreichen. 
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2.1 Ursprünge und Entwicklungslinien partizipativen Managements 
 

Bei einem Rückblick auf die Wirtschafts- und Organisationsgeschichte des modernen 

Kapitalismus zeigt sich rasch, dass es von Beginn an Versuche der Einbindung der Be-

schäftigten (bzw. von bestimmten Beschäftigtengruppen) in das Betriebsgeschehen und 

die Verfolgung der Unternehmenszwecke gegeben hat. Bereits die frühen Formen pa-

ternalistischer Unternehmensführung und die Ansätze zu einer betrieblichen Sozialpolitik 

in der zweiten Hälfte des neunzehnten und zu Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts 

betonen – freilich zunächst oftmals begrenzt auf „Privatbeamte“ bzw. Angestellte – Bin-

dung, Gegenseitigkeit und Beteiligung der Beschäftigten am betrieblichen Leben. Sie 

können daher als Vorformen partizipativen Managements betrachtet werden. Sie wur-

den später aufgegriffen, verallgemeinert, systematisiert und wissenschaftlich zu be-

gründen versucht. 

 

Eine bedeutende Etappe dieser Anstrengungen markiert die Human Relations-Schule. 

Sie entwickelte sich aus den berühmten Hawthorne-Experimenten (1924-1932), in deren 

Verlauf – so zumindest die Lehrbuch-Legende – erstmals die Bedeutung “menschlicher 

Beziehungen” in der Arbeit ‘entdeckt’ worden war (Kieser 1999). Als zentralen Befund 

betrachtete man den Nachweis des immensen Einflusses der persönlichen Beziehungen 

und der von den Beschäftigten entwickelten Leistungsnormen in den Arbeitsgruppen auf 

das Arbeitsverhalten. Die Empfehlungen, die daraus für die betriebliche Praxis 

abgeleitet wurden, liefen “darauf hinaus, den Arbeiter materiell und geistig am 

Betriebsleben und an der Gestaltung seiner Arbeit so zu beteiligen, dass er aus einem 

bloßen Objekt zum Subjekt der Rationalisierung wird” (Friedmann 1946, 294). Es ver-

breitete sich die Überzeugung, dass ein mitarbeiterorientierter Führungsstil motivations-

steigernde Wirkungen zeitigen müsse. Die Verbreitung der “Human Relations” in den 

Unternehmen ging mit einem starken Aufschwung der Organisations- und Arbeitspsy-

chologie als akademischer Disziplin einer. Aus ihr wiederum entwickelten sich auch 

heute noch relevante Ansätze der “Organisationsentwicklung” (OE), die – nicht zuletzt 

aufgrund der Komplexität der Probleme theorie- und expertengeleiteter Organisations-

gestaltung – auf direkte Beteiligung der betrieblichen Akteure und “Hilfe zur Selbsthilfe” 

setzen (Kieser 1999, 117ff.).  
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Vor über vierzig Jahren bauten Autoren wie Chris Argyris (Personality and Organization, 

1957), Rensis Likert (New Patterns of Management, 1961) und Douglas McGregor (The 

Human Side of the Enterprise, 1960) die Human Relations-Ansätze weiter aus. Sie er-

arbeiteten explizite Definitionen bzw. Prinzipien für ein partizipatives Management. Sie 

propagierten eine Umorientierung vom “top-down”-Ansatz zum Einbezug der Unterge-

benen, forderten neue Entlohnungssysteme und betonten die Bedeutung des betriebli-

chen Informationssystems. McGregor unterschied dementsprechend die “Theorie X” des 

konventionellen von der “Theorie Y” des partizipativen Managements (Bolle De Bal 

1992b). Die vorherrschenden konventionellen Annahmen des Managements über die 

Arbeiter nannte er „Theorie X“: Sie seien ungebildet, faul und nicht vertrauenswürdig. 

Daher besteht nach dieser Theorie die Aufgabe des Managements in der strikten Kon-

trolle dieser Arbeiter, deren Motivation durch Kontrollsysteme, Angst vor Disziplinar-

maßnahmen bzw. Rausschmiss und durch organisatorische Regeln. McGregor kontras-

tierte dies mit den Grundannahmen einer „Theorie Y“: Arbeiter seien hochmotiviert, und 

man könne darauf bauen, dass sie sich auf die Organisationsziele verpflichten, wenn 

man sie an Entscheidungsprozessen beteilige. Nicht nur die Sache, sondern auch das 

Wort partizipatives Management sind also mittlerweile recht alt. Freilich entfalteten diese 

partizipativen Managementansätze lange Zeit nur eine recht begrenzte praktische 

Wirkung.  

 

Als Quelle von Beteiligungsansätzen kommt indes nicht nur die Managementtheorie in 

Betracht. Konzepte offizieller Partizipation entwickeln sich vielmehr am Schnittpunkt 

zweier gesellschaftlicher und politischer Strömungen. Das ist auf der einen Seite die 

Arbeiterbewegung mit ihrem Streben nach „industrieller Demokratie“, die auch die Be-

triebs- bzw. Organisationsebene einbezieht. Dahinter steht der demokratische An-

spruch, überkommene paternalistische, autoritäre, fremdbestimmte Organisationsfor-

men zu überwinden und durch mit- bzw. selbstbestimmte zu ersetzen (wobei im einzel-

nen natürlich eher reformorientierte bzw. revolutionäre Zielsetzungen und Richtungen zu 

unterscheiden wären). Und auf der anderen Seite entwickelt sich die Managementlehre 

– als Ausdruck von Unternehmer- und Managementinteressen – in der eben skizzierten 

Traditionslinie der Human Relations oder später des Human Resources Management. 
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Dezentralisierte Entscheidungsprozesse und Partizipation sind hier die Antwort des 

Managements auf Managementprobleme – und auf die Herausforderung durch die 

Arbeiterbewegung.  

 

Aus der ersten Traditionslinie heraus entwickelte sich – im Rahmen einer gesamtgesell-

schaftlichen Aufbruchsstimmung und allgemeiner wirtschaftlicher Prosperität – in den 

60er und 70er Jahren eine breite und bedeutsame Partizipationswelle. Die Betonung lag 

auf direkter Partizipation. Ausgehend vom sog. soziotechnischen Ansatz hatten etwa 

Einar Thorsrud und Fred Emery zu Beginn der 60er Jahre auf Schwächen der bisheri-

gen Diskussion um industrielle Demokratie hingewiesen: Die bis dahin auch von der 

Gewerkschaftsbewegung vornehmlich anvisierten und realisierten Formen indirekter 

Partizipation erhöhten nicht den direkten, individuellen Einfluss der Beschäftigten auf 

ihre Arbeitsbedingungen und böten so  keine wirkliche Lösung für die Probleme der 

tayloristischen Arbeitsorganisation. Daraufhin kam es zu einer Phase der Umsetzung 

der Ideen direkter Partizipation in einer Reihe von praktischen Feldexperimenten, unter 

öffentlichkeitswirksamer Beteiligung großer Firmen (Norsk Hydro, Volvo, Saab). Dies 

beeinflusste neben der Mitbestimmungsgesetzgebung in den skandinavischen Ländern 

(Qvale 1992) vor allem auch die Diskussionen und Initiativen zur Humanisierung des 

Arbeitslebens in der Bundesrepublik. 

 

Solche Initiativen waren getragen von der optimistischen Vorstellung eines linearen 

historischen Wachstums von Beteiligungs- und Demokratisierungschancen in Ökonomie 

und Produktion. Im Zusammenspiel von steigendem Ausbildungs- und Einkommensni-

veau, Vollbeschäftigung und den funktionalen Erfordernissen einer zunehmend komple-

xen und technisierten Produktion steige die Nachfrage nach Partizipation notwendiger-

weise. Auch die Industriesoziologie der 50er und 60er Jahre hatte die Erwartung einer 

solchen unvermeidlichen Partizipationszunahme durch die weitere Technisierung der 

Produktionsprozesse bestärkt (Wolf 1999, Kap. II). Solche Prognosen eines historisch 

sich immer mehr durchsetzenden Zwangs zur Demokratisierung der Betriebe wurden 

später immer wieder aufgestellt. Der vielbeschworene Wertewandel wird als weiterer 

wichtiger Antrieb eines linearen Partizipationswachstums reklamiert, vor allem die 

wachsenden Ansprüche der Beschäftigten auf Selbstverwirklichung, interessante Jobs 
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und persönliche Teilhabe an Entscheidungen, die immer wieder empirisch nachgewie-

sen werden.  

 

Die 70er und 80er Jahre wurden dann freilich zu einer Phase der Ernüchterung. Pessi-

mistischere Einschätzungen der Partizipationsentwicklung machten sich angesichts ihrer 

offensichtlichen Grenzen breit. Ökonomische Krisen- und Stagnationstendenzen, 

Entpolitisierungs- und Individualisierungstrends sowie der aufkommende Neoliberalis-

mus machten den Demokratisierungshoffnungen und der letzten, sich maßgeblich aus 

Traditionen der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung (und den neuen Impulsen der 

Studenten-, Jugend- und Frauenbewegung) speisenden Partizipationswelle ein Ende.  

 

2. 2 Neue Hochkonjunktur des partizipativen Managements in den 90er Jahren     
 

Partizipative Ansätze gewannen erst wieder durch den zunehmenden internationalen 

Wettbewerb und die technologischen Veränderungen seit den 80er Jahren an breiten-

wirksamer Attraktivität in den Unternehmen. Allmählich setzte sich die Annahme durch, 

das Potential der neuen, zunehmend computergestützten Informations- und Produkti-

onssysteme könne nur durch Managementkonzepte, die die Partizipation der Beschäf-

tigten und die Kommunikation zwischen Funktionen und Abteilungen betonen, voll aus-

geschöpft werden. Der wichtigste Anstoß zu dieser Umorientierung war der als besorg-

niserregend wahrgenommene ökonomische Erfolg japanischer Unternehmen am Welt-

markt. Diese Wettbewerbserfolge wurden auf ein überlegenes Organisationsmodell zu-

rückgeführt, und dieses japanische Organisationsmodell wurde in der Managementlite-

ratur als partizipatives Modell interpretiert und beschrieben. So wurde partizipatives Ma-

nagement zur Antwort US-amerikanischer und europäischer Unternehmen auf die „ja-

panische Herausforderung“ (Bolle De Bal 1992b, 612). Diskursprägend in diesem Sinne 

war die MIT-Studie „The Machine That Changed the World“ (Womack u.a. 1990). Sie 

stilisierte das Toyota-Produktionssystem zum neuen „one best way“ der Produktions-

gestaltung und kreierte das Leitbild der „lean production“, der „schlanken Produktion“.  

 

Im Managementdiskurs setzten sich also neue Organisationskonzepte durch. Sie be-

tonten neben der Aufwertung der „Humanressourcen“ die Freigabe und Delegation von 
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Entscheidungskompetenzen und Funktionen nach unten - eine „neue Dezentralisation“ 

wurde eingeläutet (Drumm 1996). Arbeit soll nun - in der materiellen wie in der immate-

riellen Produktion - team- oder gruppenförmig organisiert werden; damit verbunden sind 

Aufgabenerweiterungen, häufigerer Aufgabenwechsel und die Integration dispositiver 

Funktionen. Diese Arbeitsformen sollen eine kleinschrittige „Optimierung“ begünstigen 

und prämieren. Groß geschrieben wird dabei die direkte Beteiligung der Beschäftigten, 

durch Qualitätszirkel und den „kontinuierlichen Verbesserungsprozess“ und durch Prä-

mienregelungen bzw. sogenannte Zielvereinbarungen motiviert. Im selben Zuge wird 

auch das Management selbst zum Objekt weitreichenden organisatorischen Umbaus: 

durch Verlagerung von Kompetenzen nach unten, Rücknahme tiefgestaffelter Hierar-

chien, Übergang zum ‘modularen’ Unternehmen mit der Umwandlung von Bereichen 

oder Abteilungen in ‘Cost-‘ oder ‘Profit-Center’ und damit Hereinnahme von Markt- bzw. 

Konkurrenzprinzipien in die Binnenorganisation. Parallel hierzu soll auf „sozial-integra-

tive“ Führungsstile und „konsensuale" Kooperations- und Konfliktbewältigungsformen 

ebenso hingewirkt werden wie auf die Einübung „unternehmerischer“ Denk- und Ver-

haltensweisen und die Verpflichtung auf verbindliche Unternehmensziele. Ein breites 

Weiterbildungsangebot, das zunehmend auf die Vermittlung entsprechender extrafunk-

tionaler Qualifikationen zielt soll hierzu gleichermaßen beitragen wie die Bemühungen 

eines unternehmenskulturellen „Werte-Managements“ um die „corporate identity“.  

 

Begleitet waren diese Bestrebungen von der Entwicklung neuer Strategien und Mecha-

nismen der Integration, Koordinierung und zentralen Kontrolle der Unternehmensaktivi-

täten. In der sozialwissenschaftlichen Diskussion wird von „indirekter Kontextsteuerung“ 

gesprochen. Hierbei versucht die Zentrale, die dezentralen Einheiten über die Kontrolle 

von betriebswirtschaftlichen Kennziffern („Benchmarking“), durch Vorgabe strategischer 

Ziele, ökonomischer Sollwerte und durch Rationalisierungsprogramme zu lenken und 

unter ständigem „Optimierungs“- und Ökonomisierungsdruck zu halten. Dies ist indes 

nur auf Basis moderner computerisierter Informationsysteme aussichtsreich praktizier-

bar (Hirsch-Kreinsen 1995). Das verweist auf technisch-organisatorische Voraussetzun-

gen und Parallelentwicklungen der „neuen Dezentralisation“, die deren Ausprägungen 

und Auswirkungen mitbestimmen: Strategien und Strukturen computergestützter, inner- 
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und zwischenbetrieblicher „systemischer Rationalisierung“ (Altmann u. a. 1986; 

Baethge/Oberbeck 1986; Sauer/Döhl 1994). 

 

Hier darf man auch den größeren sozioökonomischen Zusammenhang nicht ausblen-

den. In den 90er Jahren verschoben sich die sozialen Kräfteverhältnisse in den Großun-

ternehmen aller entwickelten kapitalistischen Ökonomien - nicht zuletzt aufgrund der 

anhaltenden Massenarbeitslosigkeit und stetig vorangetriebener „Deregulierung“ und 

„Flexibilisierung“ institutioneller Rahmenbedingungen - deutlich zugunsten der 

Führungsspitzen. Der Ausbau der Zentralmacht und das Vordringen „autokratischer“ 

Unternehmensleitungen bilden den Hintergrund, vor dem sowohl die Dezentralisierungs- 

und Partizipationsorientierung als auch die Etablierung neuer Kontrollstrategien in 

Szene gesetzt wurden (Sampson 1995, 406ff.). Ebenso wichtig als Rahmenbedingun-

gen der Organisationsentwicklung sind die weiter zunehmende Unternehmenskonzent-

ration (für die USA: Dawson/Foster 1996, 43) sowie veränderte Muster der Unterneh-

mensfinanzierung und -steuerung (Stichwort: „Shareholder-value“-Orientierung; 

Sauer/Döhl 1997, 47ff.; Hirsch-Kreinsen 1998). 

 

 

Was sind die Besonderheiten dieser neuen Welle der Partizipation? Die Partizipation-

sangebote gingen – im Unterschied etwa zu den 60er und frühen 70er Jahren - von den 

Unternehmen bzw. dem Management aus, ohne Druck von Beschäftigten oder Gewerk-

schaften auf mehr Beteiligung. Gerichtet waren sie einseitig auf Rationalisierung und die 

entsprechende Schaffung einer größeren Verpflichtung der Beschäftigten auf die Unter-

nehmensziele, auf die Identifikation mit der Organisation und ihrem Erfolg. Zudem waren 

die Konzepte vorrangig auf direkte individuelle Partizipation ausgerichtet und – wie es in 

der englischen Diskussion heißt - “soft on power”: die bestehenden Machtverhältnisse 

sollten nicht in Frage, sondern eher gestärkt bzw. „rationalisiert“ werden.  

 

Etwas näher sei die Entwicklung in der Automobilindustrie betrachtet: Hier lag zunächst 

der Schwerpunkt der Debatte und Konzeptumsetzung, und hier ist auch die erneute ar-

beitspolitische „Kehre“ in der zweiten Hälfte der 90er Jahre am besten dokumentiert. 

Nach der Darstellung Springers bildeten spezifische Rationalisierungsblockaden in den 
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80er Jahren den Hintergrund für die Durchsetzung der partizipativen Strategie in dieser 

Branche. Sie ergaben sich, als die günstige Nachfrageentwicklung die Unternehmen vor 

dem Drehen an der Leistungsschraube und Versuchen, die Resultate “schleichender” 

Rationalisierung abzuschöpfen, zurückschrecken ließ, um Arbeitskonflikte zu verhin-

dern. Traditionelle Rationalisierungsinstrumente schienen stumpf geworden zu sein. 

“Vor diesem Hintergrund entstand die Idee, das Leistungssoll von den Beschäftigten 

selbst erhöhen zu lassen, also Partizipation in Fragen der Produktivitätssteigerung und 

Rationalisierung zu betreiben“ (Springer 1999, 148).  

 

Eine Besonderheit der deutschen Diskussion um „lean production“ lag dabei zunächst, 

wie Springer betont, darin, dass in der Automobilindustrie eigentlich zwei Produktions-

konzepte aufeinandertrafen und in spezifischer Weise miteinander kombiniert wurden. 

„Hat das eine seine Wurzeln eher in der Tradition der Humanisierung der Arbeit, steht 

das andere eindeutig unter dem Vorzeichen von Produktivität und Wirtschaftlichkeit” 

(Springer 1999, 24). Trotz des auch in diesem Kontext deutlichen Rationalisierungsfokus 

der partizipativen Konzepte konnten daher hier zunächst – was Aufgabenintegration und 

Beteiligungschancen anbelangt – relativ weitreichende Gruppenarbeitsansätze erprobt 

werden. 

 

In der zweiten Hälfte der 90er Jahre kam es dann freilich wieder zu einer “Revitalisie-

rung traditioneller Konzepte” (ebd., 158). Die Phase seit der Krise Anfang der 90er bil-

dete “insofern eine Zäsur, als nun [...] plötzlich wieder die Frage diskutiert wird, ob die in 

den achtziger Jahren eingeleitete Abkehr von einigen Grundprinzipien industrieller Ar-

beitsteilung [...] nicht ihrerseits wieder rückgängig gemacht werden sollte, weil sie sich 

unter den verschärften Wettbewerbsbedingungen nicht bewährt habe. Außerdem wer-

den im Management wieder Befürchtungen laut, dass die Beschäftigten ihre erweiterten 

Handlungs- und Entscheidungsspielräume auch dazu verwenden könnten, sich gegen 

die eingeleiteten Maßnahmen zur Produktivitätssteigerung zu organisieren. Gruppenbil-

dung wird nicht mehr nur als unternehmerische Chance, sondern auch als Risiko disku-

tiert” (ebd., 158f.). Dem entspricht eine auch für die internationale Automobilindustrie 

konstatierte Rückkehr traditioneller Organisationsweisen, ein „Roll back“ der Alternativen 

zur klassischen Fließbandproduktion.  
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Deswegen kippt noch nicht gleich das neue partizipative Leitbild, aber die faktischen 

Partizipationschancen werden eingeschränkt. Die Unternehmen scheinen zu versuchen, 

„die Partizipation zu begrenzen und den Spezialisten wieder mehr Raum zu verschaffen, 

ohne dass deswegen der offizielle Kurs geändert werden muß. Dies wird den An-

hängern der Partizipation die Möglichkeit lassen, sich weiterhin auf die partizipative 

Unternehmens- und Arbeitskultur zu berufen und ihre Vorgehensweisen damit zu legi-

mieren. [...] Einem an Partizipation orientierten Rationalisierungskonzept wird eine von 

Rationalisierungsspezialisten beherrschte Rationalisierungspraxis gegenüberstehen” 

(Springer 1999, 177f.). 

 

Zu Beginn des Jahrzehnts waren die Managementkonzepte, wie wir sahen, stark von 

Japan inspiriert, die MIT-Studie “The Machine that Changed the World” setzte mit dem 

Konzept der „lean production“ die Standards. Im Verlauf des Jahrzehnts war es indes 

zusehends “The World that Changed the Machine”. Nach dem Ende des Vereinigungs-

booms und in der folgenden tiefen ökonomischen Krise scheint sich die Reorganisation 

in den Unternehmen radikalisiert zu haben - vor allem in Richtung ihrer internen „Ver-

marktlichung“ und des „internen Unternehmertums“ (Faust u. a. 1999, 13f.). Zugleich 

verblasste das Modell Japan rasch, und US-amerikanische Vorbilder der Unterneh-

menssteuerung und Rationalisierung traten ebenso schnell in den Vordergrund. Das 

bedeutet für die Partizipationsvorstellungen, dass sie zunehmend ökonomisch überformt 

und ausgedeutet werden: Propagiert werden vor allem organisationsinterne Märkte und 

das Leitbild eines Mit- oder „Arbeitskraftunternehmers“ (Voß/Pongratz 1998). 

  

2.3 Von der „New Economy“ zur „Old Heteronomy“? 
 

Die zweite Phase der 90er Jahre wurde weltweit zur US-dominierten Euphoriephase der 

„New Economy“. Dieses Etikett war – neben weitreichenden ökonomischen Phantasien, 

die ein neues Zeitalter von Krisenfreiheit, Prosperität und dauerhaftem Börsenboom 

ausmalten – auch der Vorstellung vom Beginn einer globalisierten Wissens- und Netz-

werkökonomie geschuldet. Diese basiere auf immaterieller Arbeit, die sich in informati-

sierten virtuellen Räumen abspiele. Vor allem Internetfirmen standen in der öffentlichen 
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Diskussion für die vermeintlich adäquaten Organisationsformen dieser Ökonomie. Diese 

Firmen schienen nicht nur neue Produkte und Dienstleistungen, sondern auch sich 

selbst als Vorbild für die Wirtschaftsorganisation des neuen Jahrhunderts zu verkaufen. 

Die entstehende Internet-Branche galt nun als Vorreiter bei der Ablösung alter Unter-

nehmensprinzipien und –strukturen, vor allem der Aufhebung betriebs- und arbeitsorga-

nisatorischer Arbeitsteilung, der Überwindung alter Grenzen zwischen Planung und 

Ausführung. Damit verband sich ein Bild von Arbeitsrealität, das sich einerseits durch 

dezentrale, beteiligungsintensive Entscheidungsstrukturen, hohe Freiheitsgrade und 

lockere Arbeitsatmosphäre auszeichnete, andererseits durch einen „short termism“ mit 

hoher Innovationsgeschwindigkeit, häufigem Beschäftigungswechsel und raschem Wis-

sensverschleiss (Meschnig/Stuhr 2001). 

 

Nach dem Ende der „New Economy“-Euphorie – nach dramatischen Kursstürzen und 

Firmenzusammenbrüchen – bezieht sich heute kaum noch jemand positiv auf die sei-

nerzeit rasch zu Leitbildern stilisierten Management- und Arbeitspraktiken der Internet-

firmen. Was war geschehen? Alle relevanten Umweltparameter der neuen Branche 

hatten sich binnen Kurzem radikal verändert. Die Unternehmensfinanzierung durch Ri-

sikokapital schuf zunächst ungewöhnlich starken Druck auf rapide Umsatz- und Be-

schäftigungssteigerungen. Das technologische Charisma des Internet war auf dem Hö-

hepunkt: Man war an der Entwicklung der neuesten, verheißungsvollsten Technologie 

beteiligt. Die breite Öffentlichkeit hatte hohe, aber unbestimmte Erwartungen. Am Ab-

satzmarkt existierten noch keine Qualitäts- und Kostenstandards wie in „reifen“ Bran-

chen. Diesem Kontext gut angepasst erschienen die ursprünglichen Leitformeln: Spaß, 

Freiheit, Kreativität, Entgrenzung starrer Strukturen bei der Organisationsgestaltung 

(Kühl 2002).  

 

In wenigen Jahren waren zum Teil Unternehmen mit bis zu 1.000 Beschäftigten aus 

dem Boden gestampft worden, denen solche Leitformeln zumindest als Legitimations-

fassade gegenüber Geldgebern, Kunden und Öffentlichkeit dienten. Seit der Börsenkrise 

2000/2001 gab es dann urplötzlich so gut wie keine Risikokapitalfinanzierung mehr, vor 

allem die großen Internet-Dienstleister haben teils drastische Personalkürzungen 

vorgenommen oder gingen Pleite. Begriffe wie "Konsolidierung", "organisatorische 
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Neuausrichtung" oder "Restrukturierung" machten die Runde. Im Zuge der Verall-

täglichung der Internet-Nutzung kam es auch zu einer Veralltäglichung des ursprüngli-

chen technologischen Charismas der Branche. Die Technologie war zur „normalen“, 

inzwischen relativ komplexen IT-Technologie geworden, und am Absatzmarkt sah man 

sich nun erfahreneren und kritischeren Kunden gegenüber, die zudem deutlich kleinere 

Investititionsbudgets zu vergeben haben. Die breite Öffentlichkeit ist ernüchtert. Dem 

entsprechen veränderte Leitformeln wie Seriosität, Kostenbewusstsein, Qualität, be-

währte Managementmethoden und – durchaus unironisch –  „Old Economy“ (Ladendorff 

2003). 

 

Damit ist selbst hier direkte Beteiligung kein leuchtendes Markenzeichen mehr und gerät 

auch und gerade in dieser Zukunftsbranche deutlich unter Druck. Wie empirische 

Untersuchungen zeigen, sind partitipationsbegrenzende und –gefährdende Tendenzen 

wie Formalisierung, Hierarchisierung und Informatisierung betrieblicher Strukturen und 

Prozesse unverkennbar (Kühl 2002; Wolf 2003). Gleichsam wie im Zeitraffer und in ex-

tremer Ausprägung spiegelt sich in dieser Entwicklung das Auf und Ab direkter Partizi-

pation wider, das für das ganze zurückliegende Jahrzehnt charakteristisch war.   
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3.  Partizipation und bürokratische Herrschaft: kein Gegensatz  

 

Es stellt sich die Frage, wie dieses Auf und Ab zu erklären ist. Was treibt das Wachstum 

von Partizipationsansätzen an, und was setzt ihm Grenzen? Um Antworten auf solche 

Fragen zumindest andeuten zu können, sind einige grundlegendere Erörterungen nötig. 

Zu diskutieren ist dreierlei: die Kernproblematik von Ausschluss und Einschluss in Or-

ganisationen, die Konturen des neuen Einschluss-Leitbilds und das Verhältnis der 

neuen Leitorientierungen zum traditionellen bürokratischen Organisationsmodell. 

 

3.1 Zwischen Ausschluss und Einschluss: Paradoxien der Partizipation in  

modernen Organisationen 
 

Der gesellschaftliche Prozess der Rationalisierung von Betrieb und Arbeit ist von Beginn 

an ein durch und durch widersprüchlicher Prozess. Einer der Gründe dafür ist die spezi-

fische Organisationsweise moderner Produktion, vor allem die mit ihr verbundene Tren-

nung von Leitungs- und Ausführungsfunktionen und deren Verteilung auf unterschiedli-

che soziale Akteure. Daraus ergibt sich eine widersprüchliche Grundstruktur des Ar-

beitsverhältnisses: ein permanentes Pendeln zwischen Einschluss- und Ausschluss-

momenten in der Arbeit – wovon sich die Annahme einer Art historischer Pendelbewe-

gung zwischen jeweils dominanten Tendenzen ableiten lässt, einmal den Tendenzen 

des Ausschlusses, das andere Mal einer verstärkten Beteiligung.  

 

Wie lässt sich der Zusammenhang von Rationalisierung und Partizipation fassen? Zu 

diesem immensen Feld hier nur einige Hinweise. Ein Grundzug des modernen Kapita-

lismus ist die Aufwertung der formalen, instrumentellen Rationalität zur Leitidee allen 

Handelns. Rationalisierung meint das Projekt einer unendlich perfektionierbaren und 

unablässig ihren Wirkungskreis erweiternden formal-rationalen Herrschaft in allen nur 

denkbaren Bereichen. Betriebliche Rationalisierung, einer der wichtigsten Zweige dieses 

Projektes, zielt auf permanente Gewinnerzielung und Herrschaftssicherung, und zwar 

durch Organisierung und Technisierung des Produktionsprozesses von außen: durch 

einen bürokratischen Verwaltungsstab, das Management. Schon Kapitalverwertung 
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einerseits und Herrschaftssicherung andererseits sind keineswegs widerspruchsfreie 

Zielsetzungen. Hier soll aber das Augenmerk auf die Paradoxien von Ausschluss und 

Einschluss gelenkt werden, die das Rationalisierungsprojekt als Herrschaftsprojekt 

kennzeichnen. 

 

Kapitalismus bedeutet für die Arbeitenden immer zunächst und grundlegend Aus-

schluss: Ausschluss von der Verfügung über die Produktionsmittel, drohender Aus-

schluss von der Verfügung über Reproduktionsmittel durch die Kündigungsoption. Dar-

aus ergeben sich fundamentale Machtasymmetrien. Im Produktionsprozess selbst setzt 

sich diese grundlegende Ausschlusstendenz fort und wird zugleich entscheidend modi-

fiziert und relativiert. Bürokratische Herrschaft über Arbeit intendiert und befördert in 

vielfältiger Weise den Ausschluss der Arbeitenden aus den Entscheidungen über Pro-

duktionsziele und -methoden. Sie ist der großangelegte Versuch, Tätigkeiten und Ko-

operation der Arbeitskräfte durch Dritte, von außen, durch Organisierung und Technisie-

rung zu programmieren – gleichsam fernzusteuern. So wirksam und folgenreich dieser 

Versuch auch ist, seinem Erfolg sind sozial bedingte Grenzen gesetzt: insbesondere 

aufgrund der sozialen Trennung von Management und Gemanagten und der deshalb für 

die angestrebte Fernsteuerung völlig unzureichenden Informationsgrundlagen. Das 

Management ist immer auf die Kooperation der Arbeitenden angewiesen. In den kom-

plexen, hochvergesellschafteten, vielfältig miteinander verflochtenen Produktionspro-

zessen des modernen Kapitalismus gibt es gar keine andere Option als Partizipation. 

Die faktische Beteiligung der Arbeitenden an Entscheidungen und ihre Selbstregulierung 

sind schlicht für das Funktionieren solcher Prozesse – und das gilt seit der sog. 

industriellen Revolution – erforderlich (Wolf 1999, Kap. III). 

 

Wenn die Formalorganisation sie nicht vorsieht, entwickelt sich die Partizipation im Ge-

heimen, als “brauchbare Illegalität” (Luhmann 1964). Rationalisierung setzt immer die 

zumindest stillschweigende Partizipation der Arbeitenden voraus. Partizipative Rationa-

lisierungsstrategien nun, die es, wie sich schon zeigte, in der Geschichte der kapitalisti-

schen Entwicklung immer wieder gegeben hat, gehen diese Problematik offen an und 

nehmen Beteiligung sozusagen in den offiziellen Dienstplan auf. Freilich liegen die Ge-

fahren einer solchen offenen Anerkennung der Notwendigkeit von Partizipation auf der 
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Hand. Sie bestehen in möglichen Legitimationsverlusten des Managements und der 

Erschwerung der Durchsetzung von Herrschaftsansprüchen. Solange es einen bürokra-

tischen Apparat gibt, sind deshalb der offenen und dauerhaften Anerkennung der Not-

wendigkeit von Partizipation Grenzen gesetzt. Ein voller und bleibender Durchbruch zu 

einer stabilen partizipativen Organisation der Produktion ist überaus unwahrscheinlich. 

 

3.2 Leitbildwechsel: Vom Ausschluss zur Beteiligungsorientierung 
 

Dieses zentrale Organisationsdilemma existierte auch in allen vorangegangenen Ratio-

nalisierungsphasen, und die verschiedenen Managementideologien und -konzepte ha-

ben es auf je unterschiedliche Weise zum Ausdruck gebracht und zu bearbeiten ver-

sucht. Die „Zwänge zur Demokratisierung“ sind in je spezifischer Gestalt - und vor allem: 

mehr oder weniger bewusst - Kennzeichen jeder Rationalisierungsepoche. Bei den 

neuen Managementkonzepten haben wir es mit einem Versuch zu tun, dem Dilemma 

mit neuen Mitteln beizukommen, dem Problem mit Partizipationsangeboten und Verein-

nahmungsmethoden beizukommen - einem Pendelausschlag in Richtung Beteiligung. 

Aber innerhalb des gegebenen institutionellen Rahmens ist das Dilemma selbst nicht zu 

lösen, dieser Rahmen sorgt vielmehr dafür, dass es stets von neuem wirksam wird. Das 

Management kann und muss sich indes immer wieder mit jenem Dilemma auseinander-

setzen, faktisch wie ideologisch. In welchen Formen und mit welchen Folgen dies heute 

geschieht, bleibt näher zu betrachten. 

 

Die meisten Arbeits- und Organisationssoziologen gehen schon seit längerem davon 

aus, dass die tayloristische Ära beendet ist - zumindest, was das Idealbild des Organi-

sierens und Rationalisierens anbelangt. Die Orientierungsfunktion der Taylor-Ideen und 

-Techniken scheint verblasst. Sie räumten einem bei näherem Hinsehen zwar unein-

heitlichen, aber doch in seiner Ablehnung wichtiger tayloristischer Dogmen überein-

stimmenden Gegenkonzept das Feld. Deren Kerngedanke lautet Selbstorganisation. Auf 

einzelne Versatzstücke dieses Gegenkonzepts sind wir bereits des öfteren gestoßen; es 

soll nun an Kontur gewinnen. Zu umreißen sind die neuen Leitvorstellungen über die 

Rollenverteilung, die Sujets und die Dramaturgie des Schauspiels „Organisation und 

Rationalisierung der Arbeit" (Wolf 1994). 
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Wer gibt das „Rationalisierungssubjekt“, von wem geht der organisierende Zugriff aus? 

Offenbar nicht mehr nur vom Management allein. Ein Fokus neuer Managementkon-

zepte besteht darin, die Ausführenden - früher nur als Objekt im Visier der Rationalisie-

rungsexperten gedacht - selbst zur Organisation und aktiven „Optimierung“ der Arbeits-

prozesse zu bewegen. Die ehemals breite Masse derjenigen, deren Arbeit stets nur Ge-

genstand für von außen - von den dafür zuständigen Experten - initiierte effizienzstei-

gernde Veränderungsimpulse war, soll nun selbst in die Formalisierung und Rationali-

sierung des eigenen (und fremden) Arbeitshandelns aktiv eingebunden werden. Ausfüh-

rendes Arbeitshandeln verwandelt sich partiell in eine neue Form des Rationalisie-

rungshandelns: „Rationalisierung in Eigenregie" (Dörre u.a. 1993). Parallel zu dieser 

Entwicklung sollen die alten Rationalisierungsagenturen (technische Büros, Planungs-

abteilungen) ausgedünnt und die Aufgaben des verbleibenden mittleren und unteren 

technischen Managements umdefiniert und effektiviert werden. Das vormals exklusive 

Subjekt organisatorischer und technischer Rationalisierung wird also nun auch zum Ra-

tionalisierungsobjekt gemacht. 

Was sind die wichtigsten Ansatzpunkte, Mittel und Gegenstände von Rationalisierung? 

Auf der Basis der Informatisierung und technischen Vernetzung von Arbeit liegt der 

Hauptakzent auf Organisierungskampagnen. Die Stichworte sind bereits gefallen: De-

zentralisierung der Unternehmens- und Betriebsstrukturen, Einführung von Gruppenar-

beit. Hinzu kommen Parallelaktionen wie die Bemühungen um die  „Unternehmenskul-

tur“.  

Und schließlich: Wie wird Rationalisierung organisiert bzw. wie werden Organisationen 

rationalisiert? Kleine Verbesserungen, die vor Ort, in der alltäglichen Arbeit, realisiert 

werden sollen, erhalten einen deutlich größeren Stellenwert. Das Erfahrungswissen der 

vormals Nur-Ausführenden soll nicht mehr (nur) von außen abgeschöpft, sondern von 

innen, „selbstorganisiert“ mobilisiert werden. Ein permanenter „Optimierungsprozess“ ist 

anvisiert, bei dem sich die Grenze zwischen Rationalisierung und Arbeitshandeln ver-

wischt. Selbst-Rationalisierung und Selbst-Organisation erhalten den Status einer nor-

malen, „spontan“ zu erfüllenden Aufgabe jedes Organisationsmitglieds. 
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Darüber hinaus sind die posttayloristischen Leitvorstellungen aber, wie schon ange-

deutet, durch recht heterogene Gestaltungsprinzipien und -schwerpunkte charakterisiert. 

Neben Konzeptelementen, die die direkte Partizipation der Beschäftigten betonen, 

umfassen sie auch neoliberale Ideen einer Vermarktlichung sozialer Beziehungen im 

Unternehmen und auch Beschwörungen einer betrieblichen Gemeinschaft. Die neuen 

Konzepte treten gleichsam als eine Mixtur solcher Elemente auf, woraus sich Ambiva-

lenzen und Widersprüche ergeben. Die verschiedenen Elemente implizieren nicht zu-

letzt unterschiedliche Rollenzuweisungen und Verhaltenszumutungen für die Beschäf-

tigten. Mal ist mehr der „demokratische Betriebsbürger" angesprochen, mal mehr der 

„Arbeitskraft-Unternehmer“ oder das sich mit den Unternehmen(szielen) voll identifizie-

rende Mitglied der Betriebsgemeinschaft. Nicht zuletzt deshalb waren die Resultate der 

Erprobung der neuen Konzepte von Anbeginn an sehr viel zwiespältiger, als oftmals 

angenommen wurde. Die Widersprüchlichkeit der neuen Managementkonzepte verbietet 

pauschalisierende Einschätzungen über ihre Folgen, und Interpretationen, die diese 

Mehrdeutigkeiten nach der positiven oder nach der negativen Seite hin einfach auflösen. 

 

Selbstorganisation wird, wie erwähnt, zum Kerngedanken. Er illustriert diese Mehrdeu-

tigkeiten zur Genüge. Zumeist wird er, im Anschluss an die naturwissenschaftliche 

Konjunktur des Themas, in Analogie zu natürlichen Phänomenen spontaner Ordnungs-

bildung gedacht und - manchmal in bewusster Anknüpfung an von Hayek - auf Prozesse 

der Entstehung sozialer Strukturen übertragen (Küppers 1996; Kieser 1994). Relativ 

chaotische und eigendynamische und in dieser Hinsicht selbstorganisierte Na-

turprozesse werden zum Vorbild, „natürliche Organisationen“ oder „Unternehmen als 

Organismen“ (Fuchs 1992) zu Leitmetaphern. Der im Weltbild der neueren Physik und 

Biologie lange vollzogene Wandel hin zu Nichtlinearität und Nichtdeterminismus findet in 

solchen Figuren des Managementdiskurses seine Entsprechung (Flämig 1998). Als real 

existierendes Beispiel für solche „natürlichen Organismen“ gilt der „freie Markt“. Dazu 

passen Vorstellungen von einer innerbetrieblichen Marktökonomie, also einer Ein-

richtung „interner Märkte“ und von „Kunden-Lieferanten-Beziehungen“ zwischen Profit- 

oder Costcentern, durch die sich betriebliche Abläufe in mysteriöser Eigendynamik, von 

selbst, steuern und regulieren sollen. Mit Selbst- oder Mitbestimmung realer Akteure hat 
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dies nicht viel zu tun. Denn so gefasst besagt das Wörtchen „Selbstorganisation“ „ja 

gerade, dass kein Selbst zu finden sei, durch dessen koordinierende Tätigkeit sich der 

staunenswerte Zusammenhalt erklären ließe; er sei vielmehr von selbst entstanden. Von 

selbst heißt ohne Selbst. Mit anderen Worten: Man weiß nicht, wodurch. ‚Selbstor-

ganisation‘ ist Chiffre für einen Erklärungsnotstand, keine Erklärung.“ (Türcke 2002, 130 

[Anm. 11]) 

 

Zum anderen jedoch kann unter Selbstorganisation auch eine „selbstbestimmte 

Gestaltung der eigenen Handlungsbedingungen durch die Mitglieder eines Systems“ 

(Pongratz/Voß 1997) verstanden werden. In diesem Verständnis verweist der Terminus 

auf den politischen Vorstellungskomplex der direkten Partizipation. Im Gegensatz zur 

blinden, naturwüchsigen Selbstorganisation durch die Konkurrenzmechanismen des 

Marktes wird in dieser Bedeutungsvariante ein bewusster, demokratischer Willensbil-

dungsprozess unterstellt, „in dessen Verlauf selbstbestimmte Regeln und Strukturen 

etabliert werden“ (Moldaschl/Schmierl 1994, 62; Dörre u.a. 1993; Wolf 1994).  

 

3. 3 Renovierte Bürokratie: Konzentration der Macht und Partizipation bei ihrer  

Ausübung 
 
Der Bezugsrahmen, in dem Arbeit organisiert und ihr Wandel in Szene gesetzt wird, das 

Wer, Wie und Was der Rationalisierung, hat sich demnach deutlich verschoben. Auf-

fallend ist neben der Taylorismus- die durchgängige Bürokratiekritik. Gegen die Prinzi-

pien zentraler Planung und Steuerung, gegen hierarchische Regelungen und Kontrollen 

und bürokratische „Wasserköpfe“ werden überall Einwände laut. Grenzen der Beherr-

schbarkeit und der „Machbarkeit“ von Organisationen werden freimütig thematisiert, eine 

„neue Rationalität“, die diesen Grenzen Rechnung trägt, wird zuweilen gar gefordert 

(Kieser 1994). „Enthierarchisierung“ und ein „postbürokratisches Unternehmen“ avan-

cierten zu positiv besetzten Formeln der Managementliteratur (Kühl 1995). Negieren die 

Sinngehalte der neuen Managementkonzepte, der „neuen Dezentralisation“ und der 

„Rationalisierung in Eigenregie“ also die bürokratischen Kernbedeutungen bisheriger 

Produktionsorganisation? Auch in der soziologischen Diskussion wird diese Frage 



 27

bisweilen bejaht, ist von „post-bürokratischen“ Organisationsformen die Rede (Hey-

debrandt 1989, 337ff.; Heckscher 1997). Was hat es damit auf sich?  

 

Vor allem die Vorstellungen einer marktförmigen „Ökonomisierung" sozialer Beziehun-

gen in Betrieb und Unternehmen scheinen mit den Maximen einer bürokratischen Orga-

nisation zu kollidieren. Bedeuten sie wirklich einen entscheidenden Bruch mit den Prin-

zipien bürokratisch-hierarchischer Organisation? Oberflächliche Attribute wie klein, au-

tonom, selbstkoordinierend etc., die den neuen Konzepten zugeschrieben werden 

(Drumm 1996, 8), kontrastieren deutlich mit den entsprechenden großen, heteronomen 

und fremdregulierten Trivialkonnotationen, die sich mit dem bürokratischen Modell ver-

binden. Ihren konzentrierten Ausdruck finden solche Gegenüberstellungen wiederum im 

gerade betrachteten Topos der Selbstorganisation, der bei der Thematisierung der 

neuen, positiven Qualitäten der Dezentralisierung überall bemüht wird. Die Fremdorga-

nisation als Prinzip bürokratisch-zentralistischer Unternehmensführung, so suggeriert 

man, werde vom Prinzip der Selbstorganisation im dezentralen, partizipativen Unter-

nehmen abgelöst.  

 

Vor allem die marktlichen Ausdeutung der Selbstorganisation scheint mit der bürokrati-

schen Beherrschungs- und Kontrollogik unvereinbar. Allerdings war es bisher ein Ge-

meinplatz soziologischer Theorie – im Gefolge von Marx, Weber und Polanyi - dass ge-

samtgesellschaftlich „der Markt“ für sein Funktionieren stets auf außerökonomische, 

nämlich bürokratische Stützen staatlicher Regulierung angewiesen ist. Der „freie Markt“ 

ist eine „Utopie“, er funktioniert nie autonom, regelt sich nicht selbst, sondern erzeugt für 

ihn selbst unlösbare Probleme sozialer Instabilität. Nur externe Instanzen können die 

nötige soziale Kohäsion sichern. Marktbeziehungen und hierarchisch-bürokratische 

Strukturen stehen hier in keinem Gegensatz, sondern sind komplementär. Das neolibe-

rale Projekt blendet genau solche Voraussetzungen seines Funktionierens systematisch 

aus, mit fatalen Konsequenzen (Bourdieu 1998). Das Projekt der organisationsinternen 

Märkte und der so gefassten Selbstorganisation folgt genau diesen Pfaden. 

 

Es läßt sich anhand der Forschungsergebnisse des letzten Jahrzehnts zeigen, dass 

dieses Komplementärverhältnis von Vermarktlichung und Bürokratisierung auch organi-
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sationsintern gilt und auch für  Deregulierungs- und Dezentralisierungsentwicklungen 

innerhalb staatlicher wie privater Organisationen kennzeichnend ist (Scott 1996). Auch 

als Vermarktlichung bleibt der innerorganisatorische Wandel unter bürokratischer Regie. 

Die Dominanz eines technokratisch-bürokratischen Verständnisses von Selbstorganisa-

tion belegen ebenfalls empirische Befunde. Die bürokratische Zentrale betreibt die De-

zentralisierung und fasst das Postulat der Selbststeuerung als ein formales; sie er-

scheint der Zentrale „als [...] subjektlos kybernetischer, bestenfalls der Selbstregulation 

der Leber im Körper vergleichbarer Vorgang“ (Moldaschl 1994, 109f.), als ‘ingenieurmä-

ßig’ von außen kontrollierbarer Prozess (Moldaschl/Schultz-Wild 1994, 18). Die Formeln, 

die geprägt wurden, um dieses Zusammenspiel des scheinbar Unvereinbaren zu 

charakterisieren, sind „zentralistische Dezentralisierung“ (Moldaschl 1996), „Dezentrali-

sierung als Bestandteil der neuen Form der Zentralisierung“ (Hack 1998, 697) oder 

„fremdorganisierte Selbstorganisation“ (Pongratz/Voß 1997). Doch was bedeutet dies 

konkret? 

 

Dezentralisierungstrategien stellen das Verhältnis zwischen dem oberen Management 

der Unternehmenszentrale und dem Management der organisatorischen Untereinheiten 

(Unternehmensbereiche, Betriebe, Abteilungen) auf neue Grundlagen und haben Aus-

wirkungen auf die Ausübung der direkten Leitung der Produktionsprozesse vor Ort. Ein 

Formwandel bürokratischer Herrschaft ist im Verhältnis der Zentrale zu den dezentralen 

Organisationseinheiten zu beobachten. Die Entwicklungen im direkten Arbeitsmanage-

ment laufen dagegen eher - so zeigen empirische Befunde - auf die Fortschreibung 

leicht modifizierter bzw. „verschlankter“ bürokratischer Herrschaftsstrukturen hinaus.  
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Zunächst zum Verhältnis zwischen den Unternehmenszentralen und den einzelnen ope-

rativen Unternehmenseinheiten. Hier gibt es deutliche Veränderungen. Die Unterneh-

mensspitze traut heute den unteren Managementkreisen mehr Einsicht ins Einzelne zu - 

im Rahmen von Cost- und Profit-Zentren und von zentral vorgegebenen Zielgrößen. Die 

unteren Kreise dagegen sollen der Spitze die Einsicht ins Allgemeine  - die Unterneh-

mensstrategie, Investitionspläne, Rationalisierungsprogramme - zutrauen.1 Früher ver-

suchte die Zentrale, die alltäglichen Aktivitäten und selbst Routineentscheidungen der 

untergeordneten Ebenen zu kontrollieren und zu manipulieren. Diese Art des direkten 

Zentralismus wird heute offen als das erkannt, was er schon immer war, nämlich weit-

gehend „fiktiv“ (Bahrdt 1956). Durch die Abgabe von Entscheidungsbefugnissen an die 

einzelnen Untereinheiten und deren Disziplinierung durch simulierte Marktmechanismen 

will sich die Zentrale entlasten, um ihre Energien auf die Entwicklung des Allgemeinen, 

der zentralen Unternehmenspolitik konzentrieren zu können. 

 

Dabei verschieben sich die Gegenstände bürokratischer Manipulation: Die Zentrale ver-

wendet ihre verbliebene Autorität zur Festlegung und gezielten ständigen Veränderung 

der relevanten Umweltparameter der Untereinheiten. Intendiert ist die Steuerung der 

Akteure durch Vorgabe „rationaler“, „objektiver“ Ziele, z.B. durch ökonomische Kennzif-

fern, und die häufige Veränderung ihrer Handlungsbedingungen, z.B. durch immer neue 

Rationalisierungsprogramme. Zur wichtigen Aufgabe des Topmanagements wird es, die 

stimulierte Konkurrenz zwischen den Subsystemen so zu dosieren und zu dämpfen, 

dass sie die Sicherung eines antizipierbaren Produktionsergebnisses und halbwegs 

stabiler inner- und zwischenorganisatorischer Kooperationsbeziehungen nicht dauerhaft 

gefährdet (Moldaschl/Schultz-Wild 1994). Die auf dieser Ebene angestrebte Dezentrali-

sierung und neue Arbeitsteilung zwischen zentraler Leitung und direkter Leitung einzel-

ner Bereiche bleibt im Resultat notwendig prekär und zum Teil - wie der alte Zentralis-

mus - fiktiv. Denn die Zentrale ist doch immer wieder gezwungen, ins Einzelne willkürlich 

hineinzuregieren, und die dezentralen Einheiten dürften dazu tendieren, die allgemeinen 

Zielvorgaben der Zentrale sehr flexibel zu handhaben bzw. zu unterlaufen.  

 
                                                      
1 Wir paraphrasierten hier den jungen Marx (und dieser seinerseits den alten Hegel): „Die Spitze vertraut 
den untern Kreisen die Einsicht ins Einzelne zu, wogegen die untern Kreise der Spitze die Einsicht in das 
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Zur Veranschaulichung sei wieder das Beispiel der Automobilindustrie herangezogen. 

Springer spricht hier für die 90er Jahre von einer “Modernisierung des Zentralismus” 

(Springer 1999, 90ff.). Sie fußt auf veränderten Steuerungsmethoden, vor allem dem 

Führen mittels wirtschaftlicher Zielgrößen, „die von den Unternehmensleitungen festge-

legt werden und dann in den Unternehmen kaskadenförmig über alle Führungsebenen 

heruntergebrochen werden. Die Zielrealisierung wird streng überwacht, Zielunterschrei-

tungen können zu spürbaren Einbußen bei den Jahreseinkommen der Führungskräfte 

führen“ (ebd., 93). Die von der Unternehmensleitung angestrebte Kapitalrendite soll in 

allen dezentralen Bereichen Richtschnur sein. “In wirtschaftlicher Hinsicht werden die 

operativen Einheiten heute von den Unternehmensleitungen eher an die kurze als an die 

lange Leine genommen, ihre Handlungsspielräume also eher enger als weiter. Pla-

nerfüllung und möglichst straffes Controlling lautet die eindeutige Marschrichtung. Dem 

selbständigen unternehmerischen Handeln [...] werden damit deutliche Grenzen gesetzt. 

[...] Das heute praktizierte, interne Unternehmertum ist insofern durch eine Dop-

pelbewegung charakterisiert: Verbindliche Zielvorgaben und ein detailliertes Zielcontrol-

ling werden im Rahmen des so abgesteckten Handlungsrahmens von erweiterten 

Handlungsspielräumen und mehr Verantwortung begleitet“ (ebd., 95). 

 

In Anlehnung an Gouldner kann man was sich hier herausbildet einen “repräsentativen” 

Zentralismus nennen: auf Regeln beruhend, die durch Vereinbarung (z.B. das Instru-

ment der Zielvereinbarungen) zustande kommen. “Der repräsentative Zentralismus 

verleiht dem diskursiven Element [der Vereinbarung; H.W.] die formelle Weihe von 

Funktionalität. Umgekehrt kommt der repräsentative Zentralismus auch nicht völlig ohne 

dirigistisch-bürokratische Elemente aus, die vor allem immer dann reaktiviert werden, 

wenn die ‘diskursive Koordinierung’ nicht zu den gewünschten Ergebnissen führt. Ohne 

diese (Re-) Aktivierungsmöglichkeiten würden die Unternehmensleitungen vermutlich 

den repräsentativen Weg gar nicht beschreiten” (ebd., 101). 

 

Bezogen auf die drei Großkonzerne der deutschen chemischen Industrie kommt Kädtler 

zu ähnlichen Befunden: „Von einer Tendenz vom hierarchisch koordinierten fordisti-

schen zum horizontal, über Marktmechanismen koordinierten postfordistischen Netz-
                                                                                                                                                                            
Allgemeine zutraun, und so täuschen sie sich wechselseitig.“ (Marx 1843, S. 249.) 
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werkunternehmen kann in keinem der drei traditionellen Großchemieunternehmen die 

Rede sein. [...] Alle drei Fälle sind durch die fortlaufende Dominanz hierarchischer Ko-

ordination gekennzeichnet, wenn diese auch auf neue Weise instrumentiert wird, über 

Benchmarking, Kennziffernsysteme, transparentere Organisationsstrukturen und die 

selektive Einführung von Marktmechanismen. [...] Wo Marktmechanismen als Medium 

der internen Koordination zum Tragen kommen, geschieht das in hohem Maße hierar-

chisch reguliert“ (Kädtler 2000, 56). Und Funder berichtet vergleichbares auf Basis einer 

Studie in drei Konzernen der Metall- und Elektronikindustrie: „Eine Antwort auf die nicht 

erwünschten Folgen der Dezentralisierung stellen die seit etwa Mitte der 90er Jahre in 

allen untersuchten Konzernen zu beobachtenden Re-Zentralisierungstendenzen dar. 

Vor dem Hintergrund der an Bedeutung gewinnenden Shareholder-Value-Politik der 

Konzernunternehmungen erfolgt eine Orientierung an einem neuen Reorganisations-

leitbild. Hierfür steht die konzernspezifische Adaption von prozessorientierten Business-

Reengineering-Modellen und Konzepten einer wieder zentralistischeren, diesmal sys-

temischen Konzernführung, die mit einer partiellen Rücknahme der Selbstregulations-

spielräume der Sub-Einheiten und der Einführung strategischer, wertorientierter Steue-

rungssysteme verbunden ist“ (Funder 2000, 36). 

 

Die beschriebenen Entwicklungen setzen den Rahmen für die weiter unten in der Hie-

rarchie – beim direkten Arbeitsmanagement – angesiedelten Ansätze zur Dezentralisie-

rung. Doch auch neue Formen zwischenbetrieblicher Arbeitsteilung und asymmetrischer 

Abhängigkeit sowie die engere produktionsökonomische Kopplung und fragile Integra-

tion der Prozessstufen infolge systemischer Rationalisierungsstrategien stellen Mo-

mente dar, die die Ausprägungen und Auswirkungen von Dezentralisierungsstrategien 

auf die direkte Leitung der Arbeit mitbestimmen. Die empirischen Befunde deuten alle-

samt darauf hin, dass solche Momente derart „konspirieren“, dass - vielleicht „ent-

schlackte“ oder „verschlankte“ und insofern modifizierte - hierarchisch-bürokratische 

Strukturen sich stabilisieren bzw. sich neu herausbilden. 

 

Zwar sollen dem Anspruch nach auch hier, im Produktionsbereich selbst, die Vorge-

setztenrollen sich grundlegend ändern; auch hier soll das Intrapreneurmodell greifen 

oder doch der Vorgesetzte zum Moderator mutieren. Die Gesamtverantwortung will man 
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in die Führungsposition der Linie zurückdelegieren, die sich gleichzeitig das traditionelle 

Anweisungs- und Kontrollverständnis abgewöhnen soll, und auch hier finden sich 

selbstverständlich Anrufungen des „unternehmerischen Denkens und Handelns“ (Faust 

u.a. 1995, 104). Doch bleibt von diesen Ansprüchen in der betrieblichen Realität, unter 

den genannten Vorzeichen,  wenig übrig. So kollidieren sie mit dem Bestandsinteresse 

und Beharrungsvermögen der mächtigen Planungsstäbe und indirekten Bereiche, den 

prospektiven Verlierern der anti-tayloristischen und anti-bürokratischen Kampagne - die 

offenbar in den meisten Fällen ohne weiteres in der Lage sind, die alten Linien der Ar-

beitsteilung zu verteidigen oder sogar die offene Rücknahme von Dezentralisierungs-

maßnahmen durchsetzen können. Darin kommt auch das „betriebspolitische Dilemma“ 

der Dezentralisierung im Management zum Ausdruck: Die potentiellen ‘Opfer’ verfügen 

über das für’s Gelingen der Maßnahmen unerläßliche Wissen, welches sie freilich kaum 

freiwillig preisgeben dürften (ebd., 137). Parallel wird am Neuaufbau dezentraler 

„Overheads“ und Stabsstellen gearbeitet und ein spezielles „Gruppenmanagement“ für 

Planung und Kontrolle neuer Arbeitsformen in der Produktion gefordert (Hirsch-Kreinsen 

1995, 432; Keese 1995, 350). 

 

Hinzu kommt die wachsende Bedeutung unterer Vorgesetztenfunktionen, die zum einen 

sicherlich mit dem Trend zu neuen Arbeitsformen zu tun hat. Hier entstehen entweder 

neue vorarbeiterähnliche Positionen oder es müssen neue Aufgaben der Gruppenunter-

stützung und -koordination miterledigt werden (Gerst u.a. 1995, 42f.). Für die Meister-

position wird eine grundlegende funktionale Kontinuität konstatiert (Behrens u.a. 1996; 

Kopp/Winther 1996; Jauch 1997). Bei ihr wächst, vor allem im Gefolge systemischer 

Rationalisierung (durch verschärfte Qualitätsstandards, engere Lieferfristen, engere 

zeitliche und stoffliche Verkettung von Produktionsstufen ), die Bedeutung traditioneller 

Aufgaben: Die Meister müssen noch mehr tun, um „den Laden am Laufen zu halten“, 

die Kooperation und Prozesskontinuität zu sichern. Gleichzeitig verknappen sich die 

Ressourcen dafür. 

 

Auf dieser direkt mit den Fertigungserfordernissen konfrontierten Vorgesetztenebene 

spielen die propagierten marktökonomischen bzw. unternehmerischen Orientierungen 

faktisch kaum noch eine Rolle. Dennoch wächst durch das simulierte Marktumfeld und 
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den generellen Rationalisierungsdruck der Zwang zu raschen, möglichst sicheren und 

damit ‘konservativen’ Lösungen auch hier, und die geforderten kurzfristigen Effizienz-

nachweise unterbinden ebenfalls Versuche, von den eingespurten Pfaden der Lei-

tungspraxis abzuweichen. Befunde belegen das Stocken des Hierarchieabbaus, die 

Beharrung oder Neueinrichtung hierarchischer Strukturen (etwa zwischen Meister und 

Gruppensprecher oder durch Umfunktionierung der letzteren). Hierarchische Durchset-

zungs- und Kontrollmittel werden immer in Reserve gehalten und bei Bedarf reaktiviert. 

„In vielen Fällen muß man geradezu von einem Rückfall in autoritäre Formen der An-

weisung berichten“ (Behrens u.a. 1996, 37). 

 

Von einer antihierarchischen oder antibürokratischen Tendenz der „neuen Dezentralisa-

tion“ kann offenbar umso weniger die Rede sein, je weiter man die Stufen der Hierarchie 

hinabsteigt. Die Wechselwirkungen zwischen den verschiedenen Reorganisationsebe-

nen führen vielmehr dazu, dass sich im direkten Produktionsmanagement die ver-

schiedenen, gleichsam von oben kommenden Ökonomisierungs- und Rationalisie-

rungsimpulse gegenseitig so verstärken, dass sie zur einfachen oder gar erweiterten 

Reproduktion bürokratischer Herrschaft führen. Das dürfte, noch eine Ebene tiefer, 

ernste Folgen für den betrieblichen Umgang mit der lebendigen Arbeit haben. Das 

Wechselspiel von fiktiven Märkten und reorganisierter Bürokratie befördert ein Mana-

gementhandeln, das die Entfaltungschancen teilautonomer Arbeitsformen bedroht und 

darüber hinaus selbst bisherigen kooperativen betriebspolitischen Arrangements die 

sozialen Grundlagen entziehen könnte (Dörre 1996; Dörre 2002). 
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4. Die vielen Gesichter der Partizipation 

 

Hier soll nun ein kurzer Blick auf die große Bandbreite der Formen, Funktionen und Fol-

gen neuer Managementkonzepte und -praktiken gerichtet werden. Die neuen Konzepte 

erschöpften sich ja zu keinem Zeitpunkt etwa in der Einführung von Gruppenarbeit, und 

es gab und gibt sie selbstverständlich auch jenseits der in der Diskussion immer wieder 

im Mittelpunkt stehenden Metallindustrie. Die vorliegenden empirischen Befunde aus der 

Industriesoziologie und der Forschung über die industriellen Beziehungen ergeben ein 

überaus differenziertes und sehr gemischtes Bild der Umsetzungslandschaft partizi-

pativen Managements. Was die allgemeine Verbreitung partizipativer Arbeitsformen 

anbelangt, so sind die vorhandenen Zahlen ernüchternd: Ausgegangen wird von einem 

Verbreitungsgrad von deutlich unter 10% der deutschen Betriebe (Nordhause-

Janz/Pekruhl 2000). Freilich ist es methodisch überaus schwierig, hier aussagekräftige, 

vergleichbare Daten zu gewinnen. Der Fokus liegt im Folgenden nicht auf den Quanti-

täten, sondern auf den spezifischen Differenzen. 

 

Wichtige Differenzierungen zeigen sich bereits auf der Mikroebene z. B. entlang der 

jeweiligen Konzeptausprägungen (etwa „strukturkonservativ“ vs. „strukturinnovativ“) und 

der betrieblichen Einsatzfelder (etwa ArbeiterInnen vs. Angestellte), vor allem aber auch 

auf der Mesoebene, d. h. entlang von Sektoren und Branchen oder auch der verschie-

denen Beschäftigtengruppen und Beschäftigungsverhältnisse. Relevant dürften für un-

ser Feld nicht zuletzt auch geschlechtsspezifische Segregationen sein, wobei die For-

schungslage im Hinblick auf das Geschlechterverhältnis in partizipativen Arbeitsstruktu-

ren äußerst unbefriedigend ist (Lüders/Resch 2000). Unterschiede in der Reichweite 

und Ausgestaltung von Beteiligung hängen zudem von politischen Macht- und Hand-

lungskonstellationen ab, insbesondere auch den jeweiligen gewerkschaftlichen Einfluß-

chancen und Gestaltungsstrategien.  

 

Partizipatives Management zielt vor allem auf die „Ausführenden“ (siehe Übersicht 1, S. 

4). Das Management und die technische Intelligenz sowie andere qualifizierte Ange-

stelltengruppen waren immer schon, qua Aufgabenstellung, „näher“ am Unternehmens-

ziel und fühlten sich zumindest entsprechend „beteiligt“. Doch auch in diesen Bereichen 
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werden Beteiligungskonzepte eingeführt. Ist es plausibel, hier ähnliche Formen und 

Folgen zu erwarten? Und weiter: Wenn die Ausführenden mehr beteiligt werden, betrifft 

dies die gesamte Organisations- und Managementstruktur, insbesondere auch diejeni-

gen, die traditionell für die Planung und Leitung dessen verantwortlich zeichnen, was 

andere „ausführen“ sollen: die Vorgesetzten. Auch daher sind potenzielle Folgen für das 

Management mitzubedenken.  

 

Wichtig ist schließlich noch ein Blick auf die „Logik“ unterschiedlicher Beschäftigungsbe-

reiche: zusätzlich zur Autoindustrie sollen hier „alte“ (Facharbeiter-) Industrien mit tradi-

tionell hohem Stellenwert faktischer Partizipation (Beispiele: Baugewerbe und Maschi-

nenbau), „neue“ Industrien (Beispiel: Informations- und Kommunikationstechnik) und der 

öffentliche Dienst betrachtet werden. Dabei wird sich die große Bedeutung der je-

weiligen „Bereichslogik“ und der entsprechenden Ausgangslage für unsere Frage nach 

dem Schicksal partizipativen Managements zeigen. Dieselben Beteiligungsinstrumente 

haben in verschiedenen Bereichen höchst unterschiedliche Konnotationen und Konse-

quenzen. Am Beispiel des „Management by objectives“ sei vorab angedeutet, um was 

es dabei geht: „Während das Führen mit Zielen in der Produktionsarbeit [...] mit einer 

Abkehr von tayloristischen Prinzipien der Arbeitsorganisation und Kontrolle einhergeht, 

erlaubt die Nutzung dieses Steuerungs- und Führungsinstruments im Bereich der Wis-

sensarbeit andererseits gerade einen intensiveren Kontrollzugriff auf solche [...] Berei-

che qualifizierter Dienstleistungsarbeit [...], die bisher aufgrund ihrer inhaltlichen Spezifik 

der Kontrolle weitgehend entzogen waren“ (Kalkowski/Mickler 2002, 130).  

 

4.1 Beteiligung von ArbeiterInnen in der Leitbranche Automobilindustrie 
 

Die Automobilindustrie hat als Leitbranche des partizipativen Managements der 90er 

Jahre zu gelten, weil durch sie das Thema – und die Art der Thematisierung – vorgege-

ben wurde. Die Lean-production-Debatte bezog sich – bei allem Verallgemeinerungsan-

spruch – bekanntlich auf Produktionsstrategien in der japanischen Automobilindustrie, 

denen allseits nachgeeifert werden sollte, um reale oder auch diskursiv erzeugte Pro-

duktivitätslücken zu schließen.  
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Die Suche nach dem Rationalisierungsansatz für das nächste Jahrtausend bündelte 

sich vor diesem Hintergrund in der Automobilindustrie in Maßnahmen zur Erprobung 

unterschiedlicher Varianten von Gruppenarbeit. Die Unterschiede zwischen den Kon-

zeptvarianten liegen vor allem auch im Ausmaß der Partizipationschancen, die sich je-

weils ergeben. Die Gruppenarbeitsuntersuchungen des SOFI, die in den 90er Jahren in 

der Automobilindustrie (und anderen Branchen) durchgeführt wurden, unterscheiden 

grob zwischen strukturinnovativen und strukturkonservativen Gestaltungsansätzen. 

Letztere schreiben Strukturen mit hoher Arbeitsteilung und rigider Trennung von Pla-

nung und Ausführung in neuem Gewand fort. Während ein solcher Ansatz also erkenn-

bar an einem – nur notdürftig partizipativ übertünchten – Ausschluss-Leitbild orientiert 

bleibt, gehört zur strukturinnovativen Variante die ernsthafte Neuorientierung in Richtung 

von offiziellem Einschluss: Sie „setzt auf qualifiziertere, anspruchsvollere und att-

raktivere Anspruchsprofile sowie auf erweiterte Selbstorganisation, die tatsächlich Frei-

heitsgrade für eigenverantwortliches Arbeiten im Rahmen konsensualer Leistungsver-

einbarungen eröffnet“ (Schumann/Gerst 1997, 33). 

 

Mit diesen Varianten sollen die Pole einer real durch viele Zwischenformen charakteri-

sierten Umsetzungslandschaft von Gruppenarbeit in der Automobilindustrie bezeichnet 

werden. Wie gesagt liegen zentrale Unterschiede bei der Umsetzung gerade in den 

Partizipations- bzw. Selbstorganisationsdimensionen von Arbeit. Als entscheidend für 

die Beteiligungswirklichkeit erweisen sich die Ressourcen, welche den Gruppen zur 

Verfügung stehen, um Partizipationsoptionen auch tatsächlich realisieren zu können: 

„Hierunter sind u.a. die Gegenstände zu fassen, auf die sich die Selbstorganisation der 

Gruppe erstreckt, wobei leistungspolitischen Fragen eine besondere Stellung zukommt. 

Zu den Ressourcen zählen darüber hinaus zeitliche Spielräume, ohne die eine Gruppe 

nicht in der Lage ist, gestalterische Optionen sowie gemeinsam getragene Regeln, Um-

gangsformen und Konfliktlösungsmechanismen zu entwickeln. Eine weitere Vorausset-

zung der Nutzung von Selbstorganisation auch im Gruppeninteresse sind Institutionen 

wie ‚Gruppensprecher’ (gewählte, gleichberechtigte Gruppenmitglieder) und ‚Gruppen-

gespräche’ (freie Themenwahl und organisatorische Gestaltungsfreiheit durch die 

Gruppenmitglieder)“ (ebd., 32). 
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Die Wahrscheinlichkeit, auf strukturkonservative und strukturinnovative Gestaltungsan-

sätze zu treffen, mithin auf restriktive oder offensive Partizipationsstrategien, variiert 

zum einen je nach den im Unternehmen oder Werk vorherrschenden arbeitspolitischen 

Traditionen und Kräftekonstellationen. Zum anderen gibt es deutliche Unterschiede zwi-

schen hochtechnisierten Fertigungsbereichen und den Montagebereichen mit nach wie 

vor hohem Anteil von Handarbeit. Während in ersteren aus betrieblicher Sicht die ferti-

gungstechnischen und –ökonomischen Bedingungen für arbeitspolitische Innovationen 

günstiger sind, greifen sie in letzteren nur sehr begrenzt.  

 

Selbst in einer Branche also, die in bezug auf Partizipationsangebote an Fertigungsbe-

legschaften eine Vorreiterrolle spielte, gibt es deutliche Segmentierungstendenzen und 

alles andere als ein einheitliches Bild der „Partizipationsfolgen“. Durch solche Tenden-

zen werden im übrigen altbekannte sozialstrukturelle Differenzierungs- und Hierarchisie-

rungslinien – auch zwischen den Geschlechtern – reproduziert oder gar verfestigt (Kurz 

1999). Die Partizipation – und das gilt auch für andere Industrien – hat nicht nur in ver-

schiedenen Unternehmen und Unternehmensbereichen, sondern auch für die verschie-

denen Qualifikationsgruppen (Facharbeiter vs. Angelernte) und nicht zuletzt für Männer 

und Frauen höchst unterschiedliche Gesichter. 

 

4.2 Beteiligung von qualifizierten Angestellten in der Leitbranche Informations- 
und Kommunikationstechnik 
 

Die Landschaft der Informations- und Kommunikationstechnik, von außen betrachtet ein 

abgrenzbares ökonomisches Feld, erweist sich im Innern als höchst heterogen. Sehr 

unterschiedliche, historisch begründete Strukturen und Kulturen finden sich hier. Der 

erste Teilbereich gruppiert sich um die Hardware-Industrie, die seit ihrem Bestehen von 

fordistischen Unternehmen geprägt war: die traditionellen Computer- und Telekommu-

nikationshersteller, die aufgrund ihrer historischen Wurzeln in der Büromaschinen- und 

der elektrotechnischen Industrie eine enge Bindung an das System der industriellen 

Beziehungen der Metall- und Elektroindustrie aufweisen. Anders haben sich hingegen 

die Strukturen im Teilbereich Software und IT-Dienstleistungen entwickelt. Die hier auf-

tretenden selbständigen Unternehmen waren von Anfang an von nicht-fordistischen 
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Produktionsstrukturen geprägt. Die seit den 80er Jahren schnell wachsenden selbstän-

digen Unternehmen wiesen von Anfang an keine Bindung an bestehende Mitbestim-

mungs- und  Tarifvertragsstrukturen auf, auch die betriebliche Interessenvertretung 

hatte hier nur marginale Bedeutung. Dennoch wurden hier vielfältige Formen der Betei-

ligung der Beschäftigten an der Gestaltung der Arbeitsbedingungen praktiziert, und die 

sozialen Standard waren aufgrund der extrem großen Verteilungsspielräume sehr hoch. 

Der dritte Teilbereich schließlich wird bestimmt von einer Akteurskonstellation mit einer 

Bundesbehörde (Bundespost) auf der einen Seite und einer allein für die Unternehmen 

der Bundespost zuständigen Gewerkschaft auf der anderen Seite (Boes/Baukrowitz 

2002, 147 f.). 

 

In den ehemals fordistischen Unternehmen erfolgte die Einführung neuer Management-

konzepte mit dem Ziel der Steuerung und Kontrolle von weitgehend selbstorganisierter 

Arbeit. „Im Zentrum dieser Bestrebungen einer effektiven Regulation dieser Arbeitsform 

steht das Konzept des Führens über Ziele. Die Mitarbeiter vereinbaren individuell mit 

den Vorgesetzten Ziele bezüglich der ökonomischen Rahmendaten ihrer Arbeit (Verein-

barungen über die rechtzeitige Fertigstellung von Projekten, über den zu erzielenden 

Umsatz oder den Gewinn, der mit den Projekten erwirtschaftet werden soll). Weiterhin 

werden hier Vereinbarungen bezüglich der anzustrebenden Qualifikationsentwicklung 

und der dafür erforderlichen Qualifizierungsmaßnahmen geschlossen (...). Das Errei-

chen dieser Ziele wird von den Vorgesetzten bewertet und bildet die Basis für die Aus-

zahlung variabler Gehaltsbestandteile. Diese Entwicklung geht meist mit der Einführung 

von Arbeitszeitmodellen einher, die den Beschäftigten große Spielräume bei der Festle-

gung der täglichen und der Wochenarbeitszeit überlasst“ (ebd., 167f.). 

 

Neben den traditionellen Formen der Interessenvertretung entstehen neue Formen der 

Interessenregulierung, etwa formell oder informell verankerte Mitspracherechte in Pro-

jekten und Arbeitsgruppen. „Eine hervorgehobene Bedeutung innerhalb dieser neuen 

Beteiligungsformen hat das sogenannte Zielvereinbarungsgespräch, das mittlerweile in 

allen Unternehmen dieses Typs durchgeführt wird. In diesen Mitarbeitergesprächen 

werden zentrale Fragen der individuellen Arbeitszeitgestaltung, der Entlohnung sowie 

der Qualifizierung geregelt, wobei substanzielle Aspekte der kollektivvertraglichen Re-
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gelwerke berührt sind“ (ebd., 168). Wie empirische Befunde aus der Telekommunikati-

onsindustrie zeigen, ist die Rede von Zielvereinbarungen freilich oftmals ein Euphemis-

mus. „Wenn Zentralen ohne Rücksicht auf die konkreten Handlungsbedingungen de-

zentraler Einheiten übergeordnete Ziele festlegen und daraus mechanisch Bereichs-, 

Team- und Individualziele abgeleitet werden, handelt es sich nicht, wie oft suggeriert 

wird, um das Ende, sondern um einen Formwandel hierarchischer Koordination“ (Kal-

kowski/Mickler 2002, 130). So angewendet, dienen die Zielvereinbarungen in erster Li-

nie als bereichsspezifisches Kontrollinstrument: „Vollzogen wird [...] ein Formwandel 

bürokratischer Fremdorganisation und –kontrolle, mit dem es unter anderem auch mög-

lich wird, die Kontrolle auf qualifizierte Angestelltentätigkeiten auszuweiten, die bislang 

davon weitgehend verschont geblieben sind“ (ebd., 131). 

 

Anders liegen die Dinge in den Start-up-Unternehmen: „Die Arbeitsformen innerhalb 

dieser Unternehmen sind im wesentlich durch Projekte oder andere Formen von Team-

arbeit gekennzeichnet. In ihren Leitungsstrukturen sind sie sehr stark inhaberzentriert, 

alle unternehmensrelevanten Fragen werden durch den Inhaber entschieden. Allerdings 

ist dieser durch seine unmittelbare Mitarbeit in Projekten auch persönlich in die sozialen 

Strukturen und Prozesse seines Unternehmens eingebunden und trifft eine Vielzahl von 

Entscheidungen in persönlichen Gesprächen mit den Mitarbeitern. Weitere formale Lei-

tungsstrukturen bestehen lediglich in Ansätzen. Konstitutiv für diese spezifische Unter-

nehmenskultur ist die umfassende Beteiligung der Mitarbeiter. (...) Diese Beteiligung 

wird in der täglichen Zusammenarbeit für die Mitarbeiter konkret fassbar hergestellt. Sie 

wird darüber hinaus durch entsprechende Institutionen realisiert, die weitgehende Ein-

flussmöglichkeiten schaffen, deren "Rationalitätskalkül" aber stets auf das effiziente 

Funktionieren des Unternehmens gerichtet ist. Entsprechend dieser Annahme werden 

Gremien und Institutionen geschaffen, die die Beteiligung der Beschäftigten im Sinne 

der Effizienz des Unternehmens fördert. Demgegenüber wird versucht, die Wahl eines 

Betriebsrats als autonomer und demokratisch legitimierter Interessenvertretung der Be-

schäftigten aktiv zu verhindern" (ebd., 235 f.). Freilich gibt es diesbezüglich in letzter Zeit 

deutliche Veränderungstendenzen, die mit dem Wachstum dieser Betriebe und der Krise 

der „New Economy“ zusammenhängen (siehe Abschnitt 6.1).  
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Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich in der IT-Industrie offenbar eine „neue 

Leitvorstellung der Regulation der Arbeit“ (ebd., 277, Anm. 3) durchsetzt. „Auf einen 

einfachen Nenner gebracht, lautet das Credo des neuen Regulationsmodus ‚Kontrolle 

durch Autonomie im Rahmen indirekter Steuerung’. Der innere Kern des neuen Regula-

tionsmodus besteht darin, den Beschäftigten einen weitgehenden Spielraum für eine 

selbstorganisierte Bewältigung der konkreten Arbeitsaufgaben zu lassen und die öko-

nomische Effizienz der Leistungsverausgabung durch unterschiedliche Formen der 

‚Kontextsteuerung’ sicherzustellen“ (ebd., 276 f.). Wichtig ist, dass in diesem Kontext die 

partizipativen Ansätze eher als Einschränkung bzw. Kanalisierung zuvor bereits vor-

handener Beteiligungsspielräume wahrgenommen werden müssen.  

 

4.3 Partizipationstraditionen – die Beispiele Bauindustrie und Maschinenbau 
 

Die Diskussion über Partizipationskonzepte setzte deutlich den Schwerpunkt auf die 

Hochburgen fordistisch-tayloristischer Produktion, hierzulande in erster Linie die Auto-

mobilindustrie. Hier waren früher die Ausschlussstrategien am ausgeprägtesten, umso 

stärker ließ sich der Kontrast zu den dort eingeführten Einschlussmodellen zeichnen. 

Durch eine solche Fokussierung der Diskussion gerieten indes Bereiche aus dem Blick, 

die sich dieser relativ einfachen Vorher-Nachher-Optik entziehen, Bereiche nämlich, die 

sich bereits traditionell durch eine – zumindest faktisch – hohe Beteiligungsorientierung 

auszeichnen. Beispielhaft sei hier auf das Baugewerbe und den Maschinenbau verwie-

sen – beides im übrigen Branchen mit jeweils deutlich mehr Beschäftigten als der Au-

tomobilbau. 

 

So ist die (manuelle) Arbeit am Bau, zumindest im Bauhauptgewerbe, von jeher Team-

arbeit. Die klassische Form des Teams auf der Baustelle ist die Kolonne, die aus vier bis 

zehn Facharbeitern besteht. Es gibt einen sog. Kolonnenführer, der vom Team bestimmt 

wird, im Team mitarbeitet und den gleichen Lohn erhält; er hat vor allem die Aufgabe der 

Akkordaushandlung mit dem Bauleiter (Syben 1999, 42ff.). Diese Teamstruktur fügt sich 

ein in eine flexible, beteiligungs- und qualifikationsintensive Gesamtorganisation. „Die 

Projekthaftigkeit und der starke Einfluß des Bauherrn nötigen die Bauunternehmen (...) 

zu einer flexiblen Arbeitsorganisation, der eine aufgabenbezogene, subjektorientierte 
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und qualifikationsbetonte Gestaltung der einzelnen Arbeitsrollen entspricht“ (ebd., 52). 

Die Ähnlichkeiten dieser traditionellen Arbeits- und Partizipationsformen mit den 

„modernen“ Gruppenarbeitsmodellen sind unübersehbar (Stroink 1993).   

 

Vergleichbar ist die Situation in vielen Maschinenbaubetrieben. Insbesondere die kom-

plexen und arbeitsintensiven Montageprozesse sind nicht nur nach wie vor Domänen 

von Facharbeit, die Arbeitsorganisation ist auch hier traditionell gruppenförmig gestaltet, 

mit formell oder informell ähnlichen Vertretungsstrukturen wie bei den Baukolonnen. Die 

faktische Partizipation der Metallfacharbeiter an der individuellen und kollektiven Ar-

beitsgestaltung war und ist hoch zu veranschlagen – auch vor jeder offiziellen Einfüh-

rung von Gruppenarbeit (Schumann u.a. 1994). 

 

Solche Strukturen hat Sorge im Sinn, wenn er von günstigen Voraussetzungen für 

„Verschlankung“, Flexibilisierung und Selbstorganisation in deutschen Betrieben spricht: 

Es gibt sie hier vielerorts in recht hohem Maße bereits. Die genannten Zielsetzungen 

seien „zumindest in der Hinsicht begünstigt, dass sie bereits durch die soziale Konstruk-

tion der Unternehmen in der Horizontalen (begrenztes Wachstum von Spezialabteilun-

gen, Integration von Fachaufgaben in die hierarchische Linie des Unternehmens) und 

durch Flachheit der Hierarchie im Betrieb angelegt sind. Dies braucht in vielen Fällen 

gar nicht zur bewußten Strategie gemacht zu werden, weil es institutionell und kulturell 

zur Erbschaft der Betriebsführung gehört. Auch flexible Organisation durch Einfachheit 

und Heranziehen zur Selbstverantwortung gehören hierzu. Insofern sind manche Bera-

ter (...) damit beschäftigt, deutschen Unternehmen das zu verkaufen, was sie bereits 

reichlich haben, ähnlich wie Kältetechnik für Eskimos“ (Sorge 1999, 76). 

 

Was passiert aber, wenn es trotzdem zur bewussten Strategie gemacht wird? Im güns-

tigsten Fall Arbeitsbeschaffungsmaßnahme für Unternehmensberater. Im ungünstigsten 

verbirgt sich dann womöglich der Versuch dahinter – ähnlich wie bei den qualifizierten 

Angestelltentätigkeiten - , die bislang kaum kontrollierbaren Facharbeitertätigkeiten 

durch Formalisierung von Partizipationsstrukturen gleichsam in ein partizipatives Kon-

trollnetz einzufangen. Zu erwarten wäre eine entsprechend skeptischere Einstellung der 

Belegschaften gegenüber derartigen „Verbesserungen“ ihrer Beteiligungsmöglichkeiten. 
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Dies zeigt, wie wichtig es ist, bei der Beurteilung der Effekte partizipativen Manage-

ments die partizipative Ausgangssituation genau zu betrachten (Wolf 1999).  

 

4.4 Angestellte und Beamte im Öffentlichen Dienst 
 

Mit Zeitverzug gegenüber der Privatindustrie hat sich auch die öffentliche Verwaltung in 

Richtung Beteiligungsorientierung bewegt. Dies geschah im Rahmen einer Debatte über 

Verwaltungsmodernisierung, die Stichworte der anhaltenden Wettbewerbs- und Stand-

ortsdebatte aus der Privatwirtschaft – Suche nach möglichst radikalen Innovationen von 

Produkten, Prozessen und Strukturen, Kostensenkungen und Effizienzsteigerungen 

etc. – auf die öffentlichen Dienste übertrug. Im Hinblick auf den Modernisierungsbedarf 

staatlicher Verwaltungen gibt es durchaus kontroverse Sichtweisen, "gleichzeitig hat 

sich aber ein übergreifender Konsens etabliert, der übereinstimmend in der Kritik her-

kömmlicher bürokratischer Steuerung öffentlicher Verwaltung und hierin der Kritik am 

tayloristischen Produktions- und Arbeitskonzept in der Industrie nicht nachsteht“ (Sper-

ling 1999, 9). Das ist der Ansatzpunkt für Motive in dieser Debatte, die in Richtung parti-

zipatives Management weisen, dem zumindest programmatisch auch hier ein hoher 

Stellenwert eingeräumt wird.  

 

Debatten über die Notwendigkeit einer „Modernisierung“ öffentlicher Verwaltungen ha-

ben in vielen OECD-Ländern bereits in den späten 70er Jahren begonnen. Vor allem die 

von den angelsächsischen Ländern ausgehende „New-Public-Management“-Debatte mit 

einer ökonomisch argumentierenden Kritik staatlicher Leistungsverwaltung war hier 

richtungsweisend. Die deutsche Verwaltungsreformdebatte knüpfte in den 90er Jahren 

hier an. Es ist von einer dramatischen „Diskursverschiebung von einem eher juristisch-

etatistisch-vollzugsverwaltungs- zu einem betriebswirtschaftlich-managerial-

privatsektororientierten Fokus" die Rede (ebd., 13f.). Eine neue Sichtweise von Rolle, 

Funktion und Arbeitsweise öffentlicher Verwaltung offeriert in der deutschen Debatte das 

von der kommunalen Gemeinschaftsstelle (KGST) vorgeschlagene "neue Steue-

rungsmodell", das den beteiligten Akteuren Orientierungen und Instrumente für eine 

managementorientierte Form der Regorganisation bereitstellt.  
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Im Kern zielt das neue Steuerungsmodell auf die "Ablösung der klassisch-bürokrati-

schen Regelsteuerung (Konditionalsteuerung) durch ein ziel- und ein ergebnisorientier-

tes Performance-Management" (Naschold 1995, 35). Aus der Sicht der KGST-Reform-

architekten stellt die Umwandlung der Kommunalverwaltung "von der Behörde zum po-

litisch gesteuerten Dienstleistungsunternehmen" die "zentrale Gestaltungsaufgabe der 

kommenden Jahre" dar (KGST 1993, 7), bei der das neue Leitbild Orientierungs- und 

Handlungswissen liefert, um den "Aufbau einer unternehmensähnlichen, dezentralen 

Führungs- und Organisationsstruktur" (ebd., 3) zu ermöglichen und zu aktivieren. Es 

wird freilich versucht klarzustellen, dass es nicht um eine völlige Angleichung von öf-

fentlichem und privatem Sektor gehen kann.  

 

Das neue Steuerungsmodell zielt auf Dezentralisierung und gleichzeitig auf Steigerung 

der Steuerungsfähigkeit von Verwaltungsorganisationen und Politik – mit Hilfe betriebs-

wirtschaftlicher Instrumente wie Produktdefinitionen, Kosten- und Leistungsrechnung, 

Budgetierung, Controlling. Das Modell läuft auf den Aufbau einer unternehmensähnli-

chen, dezentralen Führungs- und Organisationsstruktur hinaus. Deren Kernelemente 

sind: „klare Verantwortungsabgrenzung zwischen Politik und Verwaltung; Führung durch 

Leistungsabsprache statt durch Einzeleingriff (Kontraktmanagement); dezentrale Ge-

samtverantwortung im Fachbereich; zentrale Steuerung neuer Art; Instrumente zur 

Steuerung der Verwaltung von der Leistungsseite her (Outputsteuerung)" (KGST 1993, 

3). 

 

Sucht man in der vorliegenden Literatur nach Befunden zu den Bedingungen und Mög-

lichkeiten einer Beteiligungsorientierung im Veränderungsprozess, wird deutlich, dass 

der Aspekt der Beteiligung von Beschäftigten und Interessenvertretungen keineswegs 

im Zentrum steht. Vorherrschend ist zwar „ein übergreifender Konsens, demzufolge eine 

breite Beschäftigtenbeteiligung zwingend erforderlich ist für ein Gelingen von Re-

formprozessen. Skeptische Einwürfe werden dann schon eher aus der Sicht praktischer 

Erfahrungen formuliert. ‚Kaum ein Veränderungsprozess bezeichnet sich heutzutage 

nicht als beteiligungsorientiert. Gleichermaßen scheint in keiner Dimension Schein und 

Sein so weit auseinander zu klaffen wie bei dieser Frage’, so jüngst Reichwein, der Ge-
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schäftsführer der KGST-Consult, in einer Bilanzierung von Erfahrungen mit dem Moder-

nisierungsprozess" (Sperling 1999, 35).  

 

Es kam auf jeden Fall zum „Aufbau einer Partizipations-Bürokratie“ (ebd.). Neben einer 

Vielzahl von Lenkungs- und Steuerungsausschüsse wurde auch eine Vielzahl von in-

stitutionalisierten Verfahren und eigens etablierten Einrichtungen geschaffen, „die auf 

eine aktive und breite Einbeziehung und Beteiligung der Verwaltungsbeschäftigten und 

ihrer Vertretungen zielen" (ebd.). Ansätze zu einer neues Partizipationskultur in der öf-

fentlichen Verwaltung sind dadurch ohne Zweifel entstanden. Ähnlich wie in privaten 

Industrie- und Dienstleistungsunternehmen sind damit Erfahrungs- und Lernprozesse in 

Gang gesetzt worden, deren Ausgang noch offen ist. 
 

Befragungsergebnisse belegen auch sowohl eine hohe Akzeptanz des neuen Steue-

rungsmodells als auch eine ausgeprägte Beteiligungsbereitschaft der Beamten und An-

gestellten. Doch diese Partizipations- und Innovationsbereitschaft ist nicht unerschöpf-

lich, und das Vertrauen der Beschäftigten in wirksame Reformmaßnahmen ist keine 

unbegrenzte Ressource. Das Risiko ist aber groß, dass die Umsetzung des neuen 

Steuerungsmodells zu einer finanztechnisch und ökonomisch verkürzten Anpassungs-

modernisierung führen wird. „Angesichts der strukturellen Ambivalenz des Modernisie-

rungsprozesses ist in der Tat die Gefahr nicht von der Hand zu weisen, dass das neue 

Steuerungssystem, der Produktkatalog, die Kosten-Leistungs-Rechnung, die dezentrale 

Ressourcenverantwortung zu einem Fortschreibungsmanagement traditionell bürokrati-

scher Strukturen im veränderten Gewande degenerieren. Eine Reihe von mikropoliti-

schen Kräften in den Kommunen drängen aus Gründen des Status- und Machterhaltes 

in diese Richtung" (Naschold 1997, 53). 
 

Die widersprüchlichen Aussichten für Beteiligungsansätze im Rahmen der Verwal-

tungsmodernisierung lassen sich wie folgt resümieren: "Die Zwänge knapper kommu-

naler Kassen erzeugen und verschärfen einen weiter anhaltenden Handlungsdruck, dem 

die Akteure sich schwerlich entziehen können. Der Finanzdruck produziert jedoch ein 

Dilemma für die Verwaltungen, die sich durch forcierte Maßnahmen zur Kostensenkung 

(Aufgabenabbau, Privatisierung, Personal- und Stellenabbau) zwar kurzfristig wirksame 
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finanzielle Entlastungen verschaffen können, dadurch aber die sozialen und politischen 

Voraussetzungen für nachhaltige Innovationen der Verwaltungsorganisation und –

prozesse tendenziell untergraben. Der Weg zu einer umfassenden und beteili-

gungsoffenen Umstrukturierung der Verwaltung bleibt deshalb absehbar auch in der 

nächsten Zeit im Spannungsfeld zwischen Haushaltskrise und Innovationsaufbruch ge-

fährdet" (Sperling 1999, 49). 

 

4.5 Das verunsicherte untere und mittlere Management 
 

Nur kurz seien schließlich noch die Besonderheiten der Position des Managements 

selbst angerissen, genauer gesagt: seiner unteren und mittleren Schichten. Der breite 

Management-Mittelbau der unteren und mittleren Vorgesetzten – unterhalb von Kon-

zernspitzen und Geschäftsleitungen angesiedelt – hat in unserem Zusammenhang in-

sofern eine besondere Stellung, als er doppelt von der Einführung partizipativer Kon-

zepte betroffen ist. Erstens wird die Funktion dieses ganzen Bereiches neu definiert: 

weil andere mehr partizipieren und die Unternehmensstrukturen sich zum Teil radikal 

ändern. Zweitens unterliegen die Aufgaben sowie die Berufs- und Karriereperspektiven 

in diesem Bereich selbst einem (endogenen) Wandel. Eine allgemeine Verunsicherung 

scheint die Folge zu sein, und das durchaus nicht nur bei den „Verlierern“ der Entwick-

lung (Kotthoff 1997; Faust u.a. 2000). 

 

Die überaus ambivalenten Konnotationen und Konsequenzen, die die aktuellen Reor-

ganisationsprozesse für das untere und mittlere Management haben, sind von Kotthoff 

anschaulich herausgearbeitet worden. Er zeigt, welch hohe Relevanz die Sozialintegra-

tion auch im Großbetrieb – orientiert an einem „Modell der großbetrieblichen Firmen-

kultur mit starken integrativen, gemeinschaftlichen, kommunikativen und kooperativen 

Zügen“ (Kotthoff 1997, 293) – für diese Beschäftigtengruppe von jeher hatte. Dieses 

Modell unterliegt Auflösungstendenzen, ausgehend zum einen von der Akademisierung 

der Firmen, zum anderen aber von den aktuellen Umstrukturierungen und Reorganisa-

tionen – gerade da, wo sie dem Anspruch nach dem Bürokratieabbau und der Beteili-

gung dienen. Dieser Anspruch wird auch von den mittleren und unteren Managern ge-

teilt: „Seltsamerweise treffen sie sich in der Anprangerung der bürokratischen Untugen-
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den (...) mit der Kritik des Top-Managements, des oberen Managements und der Unter-

nehmensberater. Nur dass die eine Seite die jeweils andere mit dieser Keule traktiert. 

(...) Für das obere Management und die Berater sind sie, die mittleren Manager und 

Experten, die verbürokratisierte ‚Lähmschicht’. Diese aber betrachten mit großer Ge-

wissheit das obere Management (...) als das Problem“ (ebd., 295). Sie konstatieren ihre 

eigene mangelhafte Beteiligung, und kritisieren vor diesem Hintergrund die neuen Or-

ganisationskonzepte „als unglaubwürdiges Gerede, Heuchelei und Mode“ (ebd.). 

 

In eine ähnliche Richtung weisen auch die Ergebnisse der Untersuchung von Faust, 

Jauch und Notz, bei stärker Betonung der Ambivalenzen und neuen Handlungschancen 

im Rahmen der Verunsicherung. Entwertet werden durch den Organisationswandel die 

in unterschiedlichen Mischungsverhältnissen bürokratisch und professionell geprägten 

Führungsrollen, um zugunsten eines „unternehmerischen“ Anforderungsprofils zurück-

gedrängt zu werden. „Die Ironie der Entwicklung besteht (...) darin, dass sie jetzt ‚Unter-

nehmer’ sein dürfen (oder sollen) und sich dabei die Risiken des Lohnabhängigen in 

einer Weise einhandeln, die sie früher nicht kannten, ohne in der Mehrzahl die Möglich-

keiten der Absicherung durch Vermögenszuwachs zu gewinnen, die Unternehmern 

meist zur Verfügung stehen“ (Faust u.a. 2000, 20). Oder, um noch einmal Kotthoff zu 

zitieren: „Das Kuriosum ist, dass in dem Augenblick, wo das Management ein Organisa-

tionskonzept proklamiert, das ihnen eine stärkere Subjektstellung im Betriebsgeschehen 

verspricht, sie sich durch die reale Entwicklung mehr als vorher in die Objektstellung 

gedrängt sehen“ (Kotthoff 1996, 436). 

 

Was die Interessenorientierungen unterer und mittlerer Vorgesetzter in der Reorganisa-

tion anbelangt, so wird eine neue Offenheit gegenüber Formen kollektiver Interessenar-

tikulation und ein gewachsenes Interesse an der Verbindlichkeit von Regelungen fest-

gestellt. „Hintergrund dieser neuen Offenheit ist das erstmals aufkommende Bewußtsein 

unter vielen Führungskräften, kollektiv von elementaren Interessenverletzungen betrof-

fen zu sein. In dem Maße, wie Führungskräften im Reorganisationsprozeß ihr Status als 

abhängiger Arbeitnehmer ins Bewußtsein tritt, öffnen sie sich gedanklich für kollektive 

Formen der Interessenartikulation, mit denen sie aber dennoch weit überwiegend ihre 

besonderen Interessen schützen wollen“ (Faust u. a. 2000, 32). Zudem ist vorerst frag-
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lich, inwiefern diesen Ansätzen zu einem Einstellungswandel auch in relevantem Maße 

ein verändertes Handeln entspricht. 
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5. Der Preis der Partizipation 

 

Bis hierhin ist bereits vielfach angeklungen, dass sich die entstandenen Formen beteili-

gungsintensiver Arbeit zwischen der Skylla von Ökonomisierungsdruck und der Charyb-

dis „gemanagter“, fremdbestimmter Partizipation bewegen. Am Beispiel der Gruppenar-

beit in der industriellen Produktion soll nun schlaglichtartig gezeigt werden, welche 

Probleme diese neue Konstellation – neben den auf unterschiedliche Weise sich verän-

dernden Partizipationsmöglichkeiten – für die Arbeitenden birgt. 

 

5.1 Die Grenzen des Einschlusses 

Ein zentraler Baustein des neuen Managements besteht in einer spezifischen Verbin-

dung von direkter Beschäftigtenbeteiligung mit Formen der Gruppenarbeit. Sowohl in 

der unmittelbaren Produktion, als auch in Entwicklungs- und Planungsbüros werden 

„dynamische Arbeitsteams“ (eine Bezeichnung von Womack u.a. 1990) propagiert, die 

selbständig die Verbesserung, Optimierung und kleinschrittige Rationalisierung ihres 

Arbeitsbereichs vorantreiben. Beteiligungsangebote - im Kontext der Einführung ver-

schiedener Varianten von Gruppenorganisation, etwa in Gestalt der Gruppenvertretung 

durch Gruppensprecher, der Ermöglichung von Gruppengesprächen während der Ar-

beitszeit usw. - werden unmittelbar als Hebel zur Mobilisierung der „Produktionsintelli-

genz“ und zur effizienzsteigernden Preisgabe von informellem Produzentenwissen ein-

gesetzt. Es geht um „Optimierung“ und Rationalisierung in - begrenzter - Eigenregie. 

Dieser neuere Trend verbindet sich mit den alten „neuen Produktionskonzepten“: der 

Delegation vormals im unteren Management und in technischen Stäben angesiedelter 

oder durch Technikeinsatz neu entstehender Planungs- und Steuerungsfunktionen an 

die ArbeiterInnen und Angestellten selber. Die partielle Integration solcher Funktionen in 

die unmittelbare Produktionsarbeit erscheint nunmehr - vor dem Hintergrund zuneh-

mender automationsbedingter Mediatisierung lebendiger Arbeitsvollzüge und dem im-

mer kurzzyklischeren Innovationswettbewerb in Teilen der Industrie - auch aus betriebli-

cher Sicht als rational und effizient. Der Trend der Abspaltung und Zentralisierung pla-
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nender Tätigkeiten im bürokratischen Apparat kehrt sich durch Dezentralisierung von 

Funktionen scheinbar um.  

 

Formal und formierend zugegriffen werden soll hier auf etwas, was es im bürokratischen 

Betrieb, als dessen „Unterwelt“, immer gab und immer geben muss. Selbst noch die 

restriktivsten Ausprägungen repetitiver Teilarbeit sind auf eine Unmasse alltäglicher, un-

sichtbarer kleiner Korrekturhandlungen und Feinabstimmungen, der improvisierenden 

Problemlösung und gewitzten Störungsbeseitigung, kurz:  vielfältige, wenngleich un-

scheinbare Formen notwendiger Selbsttätigkeit der Arbeitenden angewiesen. Sie müs-

sen die technischen Sollgrößen und organisatorischen Planungsvorgaben mit den rea-

len Fertigungsbedingungen stets erst in Einklang bringen; ohne sie bräche jeder Pro-

duktionsprozess augenblicklich zusammen (Wolf 1999, Kap. III). 

 

Es ist ein Spezifikum der aktuellen Rationalisierungs- und Partizipationsetappe, dass die 

hier wirksamen Formen des tacit knowledge und der informellen Kooperation vom 

Management als eigenständige Produktivkraft erkannt werden. Das kommt in Konzepti-

onen wie der Theorie der „Wissensschaffung“ im Unternehmen, die ihr Augenmerk ge-

nau auf das Wechselspiel von implizitem und explizitem Wissen richtet, um dieses von 

außen zu kontrollieren, zum Ausdruck (Nonaka/Takeuchi 1995; Essers/Schreinemakers 

1996). Und deren Nutzung wird nun, durch offizielle Funktions- und Kompetenzverlage-

rung nach unten - im Zuge der Einführung von Gruppenarbeit und parallel dazu von 

Qualitätszirkeln oder des „kontinuierlichen Verbesserungsprozesses“ (KVP; Moldaschl 

1997) - bewusst angestrebt. Die neuen dezentralen Arbeitsformen sind also nicht zuletzt 

als Versuch zu werten, Wissen und Fähigkeiten der Arbeitenden, die sonst ungenutzt in 

den informellen Grauzonen der Organisationsstruktur verbleiben, ans Tageslicht der 

formalen Organisation zu fördern; das heißt: sie durch formalisierte Gruppenstrukturen 

(mit offen zugestandenen Möglichkeiten der Selbstkoordination, der Diskussion und der 

Außenvertretung gegenüber anderen Gruppen und den Vorgesetzten) zugänglich und 

verwertbar zu machen. 

 

Alle bisherigen Forschungsbefunde belegen die tiefen Ambivalenzen solcher Arbeits-

formen. Sie sind abstrakt schon in dem genannten Grundzug enthalten: dem Versuch, 



 50

informale Strukturen und Prozesse zu offizialisieren, d.h. formal zu organisieren und 

direkt auf die Organisationsziele auszurichten. Auch hierin zeigt sich die tiefe Veranke-

rung der „neuen Dezentralisation“ im Modus bürokratischer Rationalisierung: Es geht um 

formale Organisation zuvor - aus der Sicht der Zentrale - ungeregelter, unsichtbarer, 

unkontrollierter Prozesse. Das grundlegende Dilemma dieses Versuchs besteht in sei-

nem letztlich unmöglich zu erreichenden Ziel, den formalen Einschluss solcher Prozesse 

bei gleichzeitigem Ausschluss der Beteiligten aus der Festlegung der essentiellen, 

materialen  Rahmenbedingungen ihres Handelns (z.B. Produktionsziele, -umfänge, -

techniken) zu organisieren. 

 

Damit sind die prinzipiellen Grenzen des Einschlusses markiert. Dazu kommen der ver-

änderte Managementüberbau und die parallelen Impulse, die durch systemische Ra-

tionalisierung ausgelöst werden (s. Abschnitt 3.3). Das Partizipationsangebot der neuen 

Managementkonzepte interferiert also mit vielfältigen, zum Teil gegenläufigen Tenden-

zen. Wie aus den vorliegenden empirischen Befunden hervorgeht, ergeben sich typi-

sche neue Problemlagen: (1) Einerseits wirken betriebliche Herrschafts- und Verwer-

tungsinteressen in Richtung eines rein instrumentellen Zugriffs auf die neu zu nutzenden 

Wissens- und Qualifikationsressourcen. Nur für den Betrieb wirklich funktionale Beiträge 

und Leistungen dürfen die Beschäftigten zusätzlich erbringen, ihr selbstorganisiertes 

Arbeitshandeln soll entsprechend fremdorganisiert, Partizipation soll gemanagt werden. 

(2) Andererseits erschweren die vorhandenen betrieblichen Herrschaftsstrukturen und 

leistungspolitischen Arrangements systematisch, dass selbst jene angestrebten kontrol-

lierten, rein funktionalen Zusatzleistungen erbracht werden können, weil die sozialen, 

sachlichen und zeitlichen Voraussetzungen dafür fehlen. Von den Arbeitenden wird 

nunmehr erwartet, dass sie - überspitzt formuliert - freiwillig und selbstbestimmt genau 

das tun, was sie tun sollen, aber - aufgrund mangelhafter Handlungsressourcen - nicht 

tun können. Eine wahrlich paradoxe Handlungssituation. So führt direkte Partizipation 

und Dezentralisierung von planenden Tätigkeiten zu widersprüchlichen Hand-

lungsanforderungen neuen Typs. 

 

5.2 Widersprüchliche Anforderungen, neuartige Belastungen 
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Betrachten wir das erste Problemfeld. Die Arbeitenden sehen sich im betrieblichen All-

tag offensichtlich mit vielfältigen Maßnahmen konfrontiert, die den partizipativen Kon-

notationen des Postulats der Selbstorganisation widersprechen und die gewährten Par-

tizipationsspielräume ins formal-rationale Korsett der betrieblich definierten Nutzungsin-

teressen an ihrer „Produktionsintelligenz“ zwängen sollen. Dies beginnt schon bei der 

Umstellung: Partizipationsanspruch und real-zentralistisches Management der Reorga-

nisation kontrastieren meist scharf, der organisatorische Wandel erfolgt wie eh und je 

managementdominiert. Folge ist nicht zuletzt, dass bereits hier die eigentlich gerade an-

gestrebten und funktionalen kurzen Rückkopplungsschleifen zwischen Planung und 

Ausführung und damit frühzeitige Korrekturen von Fehlentwicklungen entfallen (Mol-

daschl/Schmierl 1994; Schwager/Udris 1995; Argyris 1998, 101f.). Parallel dazu soll das 

Personalmanagement durch gezielte Rekrutierungs-, Plazierungs- und Sozialisierungs-

maßnahmen dafür sorgen, dass die Werte und Einstellungen der neu zusammenge-

setzten Belegschaft sich möglichst reibungslos den betrieblichen Zielvorgaben einfügen 

(Nerdinger/Rosenstiel 1996, 303ff.). 

 

Nach der Umstellung prägt den Arbeitsalltag die Diskrepanz zwischen einem erweiter-

ten, „partizipativen“ Leistungsanspruch, der nunmehr Momente der Selbstregulation, Ko-

operation und Kreativität einschließt, und den weiterbestehenden betrieblichen Zielvor-

gaben, Kontrollansprüchen und hierarchischen Strukturen. Selbstregulation wird gefor-

dert, freilich nie in bezug auf selbstgewählte Ziele, sondern immer nur in bezug auf vor-

gegebene Probleme und Leistungsparameter. Kreativität soll freigesetzt werden, freilich 

nur bei der Suche nach Rationalisierungsmöglichkeiten und der Mithilfe bei der Schlie-

ßung noch offener Poren des Arbeitstages. Solidarische Kooperation und gegenseitige 

Hilfe in den Arbeitsgruppen wird nun als Produktivkraft anerkannt, freilich sollen die 

Gruppen gleichzeitig auch noch als Kontrollinstanzen gegenüber ihren Mitgliedern fun-

gieren, die den Leistungswettbewerb unter ihnen kräftig schüren (Minssen 1995). 

 

Hier zeichnet sich ein erstes Problem- und Konfliktfeld ab. Die potentiellen Interessen 

der Beschäftigten an selbstbestimmter Koordination, kreativer, solidarischer Arbeit be-

fanden sich schon immer im Widerspruch zu mannigfaltigen Begrenzungen und Verei-

telungen ihrer Realisierung. Hier liegt nicht das Spezifische der heutigen Konstellation. 
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Es liegt im Spannungsverhältnis zwischen dem vom Unternehmen im Rahmen der 

neuen Strategien grundsätzlich anerkannten Anspruch auf Realisierung dieser Interes-

sen und ihrer gleichzeitig permanenten Verletzung durch die betrieblichen Maßnahmen, 

die der Instrumentalisierung, Eingrenzung und Kontrolle von Gruppenaktivitäten dienen. 

Der nunmehr institutionell verankerte Zwitterstatus der Arbeitskollektive als soziale 

Gruppe und als Teil der Organisation wird nun womöglich zum Brennpunkt eines Inte-

ressenkonflikts, dessen Implikationen sich in der Frage ‘wessen Gruppe?’ bündeln las-

sen (Babson 1995). 

 

Berichte aus Nordamerika über Auseinandersetzungen und Streiks wegen der strittigen 

Aufgabendefinition des Gruppensprechers - vom Management eingesetzter Vorgesetz-

ter oder von der Gruppe bestimmter Interessenvertreter - sind ein Indiz für die Brisanz 

dieser Frage (Rinehart u. a. 1995; Graham 1995). Befunde über offene oder verdeckte 

Konflikte aus deutschen Betrieben weisen in dieselbe Richtung (Dörre 1996; Dörre 

2002; Salm 1996; Mercedes Benz-Koordination/express-Redaktion 1997). Und Hinweise 

auf Wahrnehmung und Interpretation der neuen Arbeitsformen durch die Beschäftigten 

lassen auch auf die Relevanz dieses Konfliktfeldes schließen: Wenn ein Widerspruch 

zwischen den Beteiligungsangeboten an die Gruppen und dem Fortbestehen von 

Herrschaftsstrukturen und Rationalisierungsdruck gesehen und daraus Mißtrauen und 

Zurückhaltung bei der Preisgabe rationalisierungsrelevanten Wissens abgeleitet werden 

(Gerst u.a. 1995; Schumann 1999, 62f.), so drückt sich darin latente Kritik an der 

Instrumentalisierung der Partizipation und einer einseitigen Beantwortung der Frage 

‘wessen Gruppe?’ aus. In manchen Fällen wird aber auch von einer erstaunlichen Dy-

namik in Richtung einer positiveren Antwort aus Beschäftigtensicht berichtet, und es ist 

gar von einem manifesten, „überschießenden Partizipationsbewußtsein“ die Rede, „das 

die vom Management gesetzten Beteiligungsgrenzen überschreitet. Solche Bewußt-

seinsformen können sich [...] in informellen, bis zu stiller Sabotage reichendem Wider-

stand gegen eine Re-Taylorisierungsstrategie des Managements entladen. Es kann 

aber auch [...] zu einem Niveau selbstorganisierter Prozessoptimierung führen, das Mit-

bestimmungsforderungen von Betriebsräten und Arbeitern legitimiert, die bereits in das 

Direktionsrecht der Geschäftsleitung reichen“ (Dörre 1996, 21).  
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Kommen wir zum zweiten oben genannten Problem: Eine weitere Konfliktzone, die sich 

nur analytisch von der ersten trennen läßt, ergibt sich durch die natürlich keineswegs 

neue Frage: ‘welche Leistung?’, die sich allerdings vor dem Hintergrund des geänderten 

betrieblichen Leistungsanspruchs nun auf neue Weise stellt. Denn diesem geänderten 

Anspruch korrespondieren gerade nicht die Voraussetzungen, die auf Beschäftigtenseite 

vorhanden sein müßten, um ihn einzulösen. Die durch neue Formen des Managements 

zwar modifizierten und durch die betrieblichen Quasi-Märkte ergänzten, aber nicht 

überwundenen bürokratischen Herrschaftsstrukturen führen - zusammen mit den durch 

systemische Rationalisierung und den im Rahmen einer mächtigen leistungspolitischen 

Offensive der Unternehmen in den letzten Jahren überall exekutierten ‘einfachen’ Ko-

sten- und Personalkürzungsprogrammen geschaffenen, äußerst restriktiven 

Bedingungen - vielmehr systematisch zur Unterminierung und Verknappung solcher 

Voraussetzungen (Bergmann u.a. 1998, Mercedes Benz-Koordination/express-Redak-

tion 1997; Weltz 1997) Das prekären Verhältnis zwischen den Partizipationsimpulsen 

durch Gruppenarbeit und den restriktiven Rahmenbedingungen beleuchtet auch die 

empirische Studie von Mickler u.a. (1998). 

 

Was entsteht, kann man als leistungspolitischen „double bind“ bezeichnen: „die ‘Un-

gleichzeitigkeit’ neuer Leistungsanforderungen und ‘alter’ Leistungsbedingungen“ (Mol-

daschl/Schmierl 1994). Sie drückt sich etwa aus im notorischen „Unterbesetzungssyn-

drom“ (Moldaschl 1994, 131), das durch Aufgabenerweiterungen ohne entsprechende 

Personalanpassung entsteht, oder auch in den unzureichenden Zeitbudgets für die 

Gruppengespräche (Salm 1996, 216). Einerseits gehören nunmehr Selbstkoordination 

und kreative Problemlösung zum offiziellen Aufgabenkanon der Gruppe, andererseits 

fehlt Zeit und Personal, um diese Aufgaben angemessen erfüllen zu können. Zuvor 

informelle oder anderswo erledigte Arbeit wird jetzt offiziell abgefordert, aber in jeder 

Hinsicht systematisch unterbewertet bzw. so behandelt, als wäre sie „mit Links“ und ne-

benbei noch mitzuerledigen. Das führt zur Vernachlässigung von Aufgaben, zu ihrer 

naturwüchsigen gruppeninternen Zentralisierung (etwa durch Delegation an den Grup-

pensprecher; Salm 1996, 213f.) und zu riskantem, weil zwangsläufig bestimmte Optio-

nen und Anforderungen ausblendendem Arbeitshandeln. 
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Insbesondere für die „Optimierung“ der Arbeitsprozesse und für Verbesserungsvor-

schläge - zentrale Ziele der Aufgabendelegation - bleibt wahrscheinlich schon aus sol-

chen Gründen nur wenig Raum. „Trotz des hohen Stellenwertes von KVP in der betrieb-

lichen Konzeptdiskussion werden die Möglichkeiten kleinschrittiger mitarbeitergetrage-

ner Optimierungen in der Gruppenarbeitspraxis nur wenig genutzt“ (Gerst 1998, 82). 

Und Leistungsverdichtung wie konfligierende Handlungsanforderungen, die diese Situa-

tion impliziert, bewirken einen Anstieg alter und neuer Arbeitsbelastungen. Die Belas-

tungszunahme kommt auch im Beschäftigtenurteil über die neuen Arbeitsformen deut-

lich zum Ausdruck (Gerst u.a. 1995; Pekruhl 2000). Es spricht einiges dafür, dass ein 

Gutteil dieser Belastungen dem leistungspolitischen „double bind“ geschuldet ist, also 

der Kluft zwischen veränderter Leistungsabforderung und unzureichenden Leistungs-

voraussetzungen. 

 

Die materiale Definition und verläßliche Bewertung der spezifischen Leistungen in de-

zentralisierten, gruppenförmig organisierten Arbeitsstrukturen - und des entsprechenden 

Lohn-/Leistungsverhältnisses - dürfte damit zu einem weiteren wichtigen Aushandlungs- 

und Konfliktgegenstand im dezentralen Unternehmen werden. ‘Welche Leistung?’, so 

wird in offiziellen und verdeckten mikropolitischen Aushandlungsprozessen festzulegen 

sein, stellen die neu integrierten bzw. jetzt offiziell anerkannten Aufgabenbestandteile, 

real und gerechterweise - in Zeit und Geld ausgedrückt - dar? Wie sind Selbstregulation, 

Kooperation, kreatives Handeln in dieser Hinsicht fair zu bewerten, und welche 

Bedingungen müßten vorhanden sein, damit sie sich ohne Interessenverletzungen und 

Belastungszunahme für Arbeitenden entfalten können? 

 

Ein Kennzeichen nicht nur der Einführungsphase, sondern auch der Phase der Konsoli-

dierung wie partiellen erneuten Infragestellung dezentraler Arbeitsformen war und ist die 

erstaunlich weit gehende Ausklammerung  solcher Fragen (Bahnmüller 1996, 16f.). Dies 

ist gewiß kein Zufall. Denn der durch neue Managementstrukturen und parallele 

technisch-organisatorische Veränderungen im Zeichen systemischer Rationalisierung 

erzeugte Ökonomisierungsdruck macht es unwahrscheinlich, dass jene Bedingungen 

geschaffen werden können. Schon gar nicht entstehen sie im Selbstlauf weitergeführter 

bzw. endlich wirklich konsequent durchgesetzter Dezentralisierungsprojekte. Im Ge-
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genteil: gerade die Dezentralisierung im Managementüberbau erhält jene betrieblichen 

Strukturen und Handlungsmuster am Leben, die die Versuche einer Etablierung wirklich 

neuer, partizipativer Arbeitsformen am shop floor unterhöhlen und einschränken. Daher 

muß man den entgegengesetzten Schluß wie Kern und Sabel (1994) ziehen, die mei-

nen, nur die entschlossene Verfolgung des Profit-Center-Ansatzes erlaube die volle 

Entfaltung der Potentiale neuer Arbeitsformen: Die dominierende Ökonomisierungs- und 

Bürokratisierungslogik der Dezentralisierung konterkariert Mitbestimmungs- und 

‘Humanisierungspotentiale’ von Gruppenarbeitsformen und hat entscheidend zum ar-

beitspolitischen Roll back der letzten Jahren beigetragen.  

 

Es hängt im Einzelfall entscheidend von der betrieblichen Interessenkonstellation, den 

sozialen Kräfteverhältnissen und auch den Deutungsmustern der Akteure ab, welche 

konkrete Gewichtung der „Logiken“ sich temporär einpendelt und welche konkreten be-

trieblichen Antworten auf die beiden Fragen ‘wessen Gruppe?’ und ‘welche Leistung?’ 

sich dabei ergeben. In diesem Sinne können dann sicherlich eher „konservative“ von 

eher „innovativen“ Lösungen unterschieden werden (siehe Abschnitt 4.1). Doch alle 

Formen partizipativer Produktionsarbeit durchziehen dieselben widersprüchlichen Hand-

lungsanforderungen und potentiellen Konfliktlinien. Selbst die innovativste Form von 

Gruppenarbeit bleibt tagtäglich von den Beschränkungen und Zwängen heteronom ge-

satzter Leistungs- und Verhaltensnormen zutiefst geprägt, und noch die restriktivste 

konservative Gestaltungslösung tritt doch zugleich unter dem offiziellen Anspruch an, 

Spielräume und Selbstorganisation der Arbeitenden zu erweitern, und kann ohne deren 

faktische Selbsttätigkeit ohnehin nicht funktionieren.  

 

Weniger die vermeintlich präzise Typenbildung nach positiven und negativen Konzept-

varianten und eine entsprechende Zuordnung vorgefundener Organisationsmuster - die 

guten ins Töpfchen, die schlechten ins Kröpfchen - , als das genaue Augenmerk auf die 

angesprochenen Widerspruchs- und Konflikt-Logiken dürfte daher den konkret erfahr-

baren Ungereimtheiten und Spannungen, die den partizipativen Arbeitsformen inhärent 

sind, gerecht werden. Vor allem sie gilt es in der empirischen Partizipationsforschung 

noch besser aufzuhellen, wenn man der arbeitspolitischen Dynamik der Rationalisie-

rungs- und Dezentralisierungsentwicklung auf der Spur bleiben will. 
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6. Partizipatives Management und Mitbestimmung: keine Alternativen 

 

Wie ist es um die „mitbestimmungsfreundlichen“ Potentiale der partizipativen Konzepte 

bestellt? Wie sehen die Folgen partizipativen Managements für die traditionellen Institu-

tionen der Mitbestimmung aus? Hier schienen zunächst, in der ersten Phase der neuen 

Partizipationsangebote, heikle Probleme verborgen zu liegen. Manche (gewerkschaftli-

chen) Beobachter erwarteten gar eine Erosion traditioneller, repräsentativer Mitbestim-

mungsformen als Effekt der Ausbreitung direkter Partizipation. Solche ursprünglichen 

Aufgeregtheiten sind inzwischen, nach einschlägigen Erfahrungen, nicht mehr so recht 

nachzuvollziehen. Im großen und ganzen präsentiert sich uns heute das Bild einer Ko-

existenz, ja einer positiven Wechselwirkung zwischen alten und neuen Partizipations-

formen. Dabei kommen auf die Betriebsräte freilich neue Anforderungen und Probleme 

zu.  

 

6.1 Das positive Wechselspiel von betrieblicher Mitbestimmung und  

partizipativem Management  
 

Ein zentrales Ergebnis von Dörres einschlägiger Studie Kampf um Beteiligung besteht 

darin, dass eine funktionierende betriebliche Mitbestimmungspraxis als zentrale Vor-

aussetzung für die produktive Bewältigung der Widersprüchlichkeit partizipativer Mana-

gementkonzepte zu gelten hat  (Dörre 2002, 339ff.). Betriebliche Interessenvertretungen 

sind in der Regel äußerst wichtige Koalitionspartner reformwilliger Managementfraktio-

nen in „Modernisierungsallianzen“, die Beteiligungsansätze durchsetzen. „Insgesamt 

lässt sich gerade für starke Betriebsräte, die gewerkschaftlich organisierte Belegschaf-

ten repräsentieren, feststellen, dass sie den Reorganisationsprozess in ihren Unter-

nehmen positiv beeinflussen“ (ebd., 340). Es sei insgesamt eine „positive Wechselwir-

kung von beteiligungsorientierten Managementstilen und konzeptionell wirksamen Be-

triebsratspolitiken“ (ebd.) zu konstatieren. 

 

Die tradierten Formen der betrieblichen Mitbestimmung bilden dabei auch weiterhin das 

Herzstück der Arbeitsbeziehungen. Ein Macht- und Bedeutungsverlust der Betriebsräte 
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aufgrund von direkten Beteiligungsangeboten an die Belegschaft findet nicht statt. Nicht 

selten lässt sich offenbar sogar eher das Gegenteil beobachten: „Erfolgreiche Restruk-

turierung hängt wesentlich von der Fähigkeit der Betriebsräte ab, sich zu Experten für 

soziale Beziehungen zu mausern. Die Interessenvertreter sind die einzigen Akteure, die 

auf allen Hierarchieebenen verkehren. Das prädestiniert sie dafür, Konfliktstoff abzu-

bauen, der sich im Zuge der Reorganisation unweigerlich anhäuft“ (ebd., 342). 

 

Hier muss freilich nach Branchen und Betriebstypen differenziert werden. Greifen wir 

erneut auf die Untersuchung von Boes/Baukrowitz zur Informations- und Kommunikati-

onstechnik zurück. Für das zuvor fordistisch geprägte Branchensegment gilt, dass die 

Einführung direkter Beteiligung sich, im Gegensatz zu den aufstrebenden Kleinunter-

nehmen, unter den Bedingungen einer Einbindung in das System industrieller Bezie-

hungen vollziehen. „Dies bedeutet, dass der Interessenaustausch hier immer auf der 

Basis einklagbarer tarifvertraglichen Regelungen oder Betriebsvereinbarungen erfolgt, 

und der Betriebrat steht ‚naturwüchsig’ als Eskalationsinstanz im Konfliktfall zur Verfü-

gung" (Boes/Baukrowitz 2002, 169). Für diese hochregulierten Unternehmen  zeichnet 

sich ab, dass sich eine Verbindung beider institutioneller System durchsetzen wird. „Be-

trachtet man den Umbau der kollektivertraglichen Regelungen (Tarifvertrag und Be-

triebsvereinbarungen) in den ehemals fordistischen Unternehmen, so ist festzustellen, 

das diese Kerninstitutionen der deutschen Arbeitsbeziehungen hier eine beachtliche 

Stabilität und Erneuerungsfähigkeit aufweisen. Sie sind hier zu wesentlichen Pfeilern 

des neuen Regulationsmodus der Arbeit geworden und werden auch von den damit 

eingehergehenden ‚neuen Partizipationsformen’ (...), welche die neuen Arbeitsformen 

und die Zielvereinbarungen beispielsweise beinhalten, nicht außer Kraft gesetzt" (ebd., 

279). 

 

Anders stellt sich die Situationen in vielen neuen High-tech-Firmen und kleineren „start 

ups“ dar. Sie befinden sich heute in einer Übergangsphase: „Die personale Leitungsform 

und die in projektförmigen Arbeitsprozessen reproduzierte Vergemeinschaftung 

verlieren ihre Bindekraft, aber die organisatorischen Strukturen und die Professionalisie-

rung der Leitungsfunktionen sind nicht so weit ausgereift, dass die Unternehmensleitung 

die regulierende Funktion der Einbeziehung der betrieblichen Interessenvertretung und 
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tarifvertraglicher Regelung anerkennt und entsprechend nutzt. Dies kann auf lange Sicht 

zu einem Konflikthaften Nebeneinander verschiedener Modi des Interessenaustauschs 

führen, so dass die Betriebsräte marginalisiert und wenig durchsetzungsfähig bleibt. 

Dafür lassen sich in der IT-Industrie viele Beispiele finden" (ebd., 260). 

 

Doch selbst hier vermag direkte Partizipation die institutionalisierte Mitbestimmung nicht 

auf Dauer zu ersetzen. Als Grenze der mitunter weitgehenden Beteiligung verweist 

Dörre auf durch das individualisierte Verhandlungssystem erzeugte „Gerechtigkeitslü-

cken“: es honoriere die Fähigkeit zur „Selbstvermarktung“, und wer diese nicht besitze, 

werde systematisch benachteiligt. Ein anderes Problemfeld entstehe mit dem Alte-

rungsprozess der Belegschaften. Familiengründungen und Kinder sorgen dafür, dass 

die „entgrenzte“ Arbeit zunehmend als Belastung empfunden wird. Direkte, individuelle 

Partizipationsformen scheinen ungeeignet, um hier Abhilfe zu schaffen. Solche Ent-

wicklungen drängen, so Dörre, auf die Etablierung ergänzender kollektiver, rechtlich 

abgesicherter Vertretungsstrukturen. Und der – krisenbedingt verschärfte – Problem-

druck führte ja in der jüngsten Vergangenheit zum Teil auch zur Bildung von Betriebs-

räten gerade in diesem Bereich (Kluge 2001; Bertelsmann Stiftung/Hans-Böckler-Stif-

tung 2002).  

 

Auch die Befunde von Boes/Baukrowitz weisen letztlich in diese Richtung: Selbst in den 

Firmen der „New Economy“ zeichnen sich deutlich Tendenzen der Verbreitung der ver-

fassten Mitbestimmung ab. Auf Seiten des Managements wächst das Interesse an star-

ken Verhandlungspartnern auf der Arbeitnehmerseite. "Mit zunehmendem Lebensalter 

(...) und mit zunehmender Größe sind für die besonders erfolgreichen Unternehmen die-

ses Typus eher Tendenzen der Professionalisierung der Leitungsformen zu erwarten, 

welche die Etablierung formell gesicherten Mitbestimmungsstrukturen befördern. Die 

verfasste Mitbestimmung bleibt insofern auf absehbarer Zeit auch in der IT-Industrie ein 

Zukunftsprojekt" (Boes/Baukrowitz 2002, 278).  

 

Ein gewaltiger Problemstoff sammelt sich allerdings an der Nahtstelle zur überbetriebli-

chen, gewerkschaftlichen Interessenvertretung an. Betriebliche Beteiligungsansätze 

stehen in einem Spannungsverhältnis zu den alten, noch fordistischen Prinzipien der 
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Arbeitsgestaltung verpflichteten überbetrieblichen, kollektivvertraglichen Regelungen der 

Arbeitsverhältnisse. „Viele betriebliche Regelungen zu flexiblen Lohnbestandteilen, 

Arbeitszeiten und Arbeitsbedingungen bewegen sich in der Grauzone gültiger Tarifver-

träge“ (Dörre 2002, 343). Damit leisten die Partizipationskonzepte gleichsam einen ei-

genständigen Beitrag zur Durchlöcherung des Systems der tariflichen Rahmensetzung 

für die betrieblichen Arbeitzsverhältnisse, werden zum zusätzlichen Element des schon 

lange zu beobachtenden „Verbetrieblichungsprozesses“ der industriellen Beziehungen. 

Dieser Prozess stellt eine kollektive gewerkschaftliche Interessenpolitik – zumal im 

Umfeld einer schon zur zweiten Natur gewordenen permanenten Arbeitsmarktkrise – 

inzwischen vor kaum noch zu bewältigende Probleme. 

 

6.2 Neue Anforderungen und Probleme für Betriebsräte 
 

Die Institution des Betriebsrats wird zwar durch partizipatives Management nicht ge-

fährdet oder geschwächt. Aber ähnlich wie alle anderen Akteure ergeben sich auch für 

Betriebsräte neue Handlungsanforderungen, die ihr altes Rollenbild in Frage stellen. 

Eine rein reaktive Interessenpolitik ist nicht mehr möglich. Die Entwicklung eigener Kon-

zepte der Reorganisation wird erforderlich, man wird stärker in diese eingebunden, 

muss mehr Verantwortung übernehmen. Eine „Politik des Co- oder Sub-Managements, 

der Teilhabe an zuvor exklusiv in der Managementspitze gebündelten Entscheidungs-

prozessen“ (Dörre 2002, 342) breitet sich aus. Der Politikstil vieler traditionell orientierter 

Betriebsräte wird in Frage gestellt: „Je besser die Einführung partizipativer Arbeitsfor-

men gelingt, desto deutlicher werden die Beschränkungen eines rein repräsentativen 

Politikstils“ (ebd.). 

 

Der oftmals gelingende stärkere Einbezug von direkten Beteiligungselementen in die 

Interessenvertretung, von „Politik in der ersten Person“, schafft aber auch Probleme. 

Dörre konstatiert eine „Individualisierung“ der Konfliktstrukturen, die eine Vereinheitli-

chung von Interessenperspektiven und –handeln erschwert. „Gerade weil die Arbeit ei-

nem Endstandardisierungsprozess unterliegt, muss die Geltendmachung von Interessen 

und Ansprüchen vermehrt von den Teams und vom einzelnen Individuum, bezogen auf 

deren je besonderen Arbeitsbedingungen, ausgehen. (...) Oft ist es daher schwer, 
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Solidarstrukturen zwischen den Beschäftigten zu fördern, weil diese im Arbeitsprozess 

nur wenig Grundlagen haben“ (ebd., 282 f.). 

  

Zudem wird auch die betriebliche Interessenvertretung – ähnlich wie das Management – 

durch die Reorganisation von Unternehmensstrukturen verstärkt mit Kooperations- und 

Koordinationsproblemen sowie mit Politisierungsprozessen konfrontiert (Funder 2000). 

Koordinationsprobleme entstehen z.B. durch Aufspaltung in kleinere operative Einheiten 

oder GmbHs. Es kommt zu einem sprunghaften Anstieg der Zahl der Betriebsratsgre-

mien, was Fragen der Professionalität und des Mangels an Freistellungsmöglichkeiten 

aufwirft. Auch werden nicht in allen neuen Untereinheiten oder Betrieben neue Betriebs-

räte gewählt. Und neu gebildete Konzernbetriebsräte müssen sich zum Teil erst noch zu 

wirkungsvollen Vertretungsgremien entwickeln. Hinzu kommt der – u.a. durch „Ver-

marktlichung“ – verschärfte konzerninterne Standortwettbewerb, von dem auch die Inte-

ressenvertretung nicht verschont bleibt. Es kann deswegen zu Fraktionierungen und 

Handlungsblockaden in den Betriebsräten kommen.  

 

Dabei kann die Ablehnung oder Akzeptanz von „Co-Management“ die Betriebratsgre-

mien zusätzlich polarisieren. Außerdem beziehen sich die Gestaltungschancen, die die 

Rede vom „Co-Management“ suggeriert, auf begrenzte Politikfelder. Funder etwa beo-

bachtet: „Soweit erkennbar, findet strategisches Co-Management gegenwärtig allerdings 

nur auf der lokalen Ebene statt und konzentriert sich auf Prozesse der operativen 

Dezentralisierung, etwa die Einführung von KVP und Gruppenarbeit. Demgegenüber ist 

ein frühzeitiges Einmischen in Prozesse strategischer Dezentralisierung wie Re-Zentra-

lisierung auf der Konzernebene wenig ausgeprägt, was besonders in der relativen 

Macht- und Einflusslosigkeit von Konzernbetriebsräten zum Ausdruck kommt“ (ebd., 

41). 

 

In den anderen genannten Politikfeldern funktioniert die Interessenvertretung nicht nur 

leidlich weiter und arrangiert sich mit Partizipationsstrukturen; es sind auch Innovations-

ansätze erkennbar: „Zu beobachten sind erste Ansätze von netzwerkförmigen Interes-

senvertretungsstrukturen sowie die Ausbildung eines neuen Dienstleistungsverständ-

nisses von Betriebsräten, die als Indizien für einen Umbruch traditioneller Formen der 
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Interessenvertretungspolitik gewertet werden können“ (ebd.). Freilich bedürfte es flan-

kierender institutioneller Veränderungen, etwa im Hinblick auf den Betriebsbegriff des 

Arbeitsrechts. Es bleibt abzuwarten, ob die Ansätze im neuen Betriebsverfassungsge-

setz ausreichen. 
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7. Resümee und Ausblick 

 

7.1 Zusammenfassung wichtiger Ergebnisse 
 

Was bleibt vom partizipativen Management? Welche Erkenntnisse lassen sich zusam-

menfassend aus den Erfahrungen der letzten Dekade ziehen, und welche Entwick-

lungstendenzen bleiben aktuell? Das partizipative Management ist – anders, als in sei-

ner letzten Hochkonjunktur, über die hier berichtet wurde, oft suggeriert wurde – keine 

brandneue Erfindung. Es hat schon eine lange und wechselvolle Geschichte hinter sich. 

Das kann auch gar nicht anders sein, denn es ist Ausdruck von Widersprüchen – und 

ein Antwortversuch auf sie - , die so alt sind wie der moderne Kapitalismus. Es geht vor 

allem um die Bearbeitung des Widerspruchs zwischen dem (arbeitsmarktbedingten und 

bürokratisch organisierten) Ausschluss und dem notwendigen Einschluss in Entschei-

dungsprozesse von Organisationen. Aufgrund der im Eigentumssystem verankerten 

betrieblichen Herrschaftsstrukturen dominiert Ausschluss, der jedoch nie ohne Ein-

schluss auskommt: Es gibt nur die Alternative zwischen einem faktischen und einem 

offiziellen, als partizipatives Organisationsleitbild propagierten Einschluss.  

 

Die Ähnlichkeiten mit früheren Anläufen zum offenen Einschluss der Beschäftigten wa-

ren vor diesem Hintergrund unübersehbar: Partizipation dient auch seit den 90er Jahren 

als systematisch eingesetztes Mittel zur Sicherung der nötigen Kooperation der Be-

schäftigten in unsicherer gewordenen Umwelten. Die Konzepte kreisen um das alte Di-

lemma von Ausschluss und Einschluss, daher ein Teil ihrer Grenzen und Widersprüche. 

Bei allem Wandel: Erkennbar ist gleichzeitig die Tendenz, ihn ins Prokrustesbett büro-

kratischer und technokratischer Problemlösung zu zwängen. Jacques hat diesbezüglich 

den treffenden Begriff der Prokrustes-Revolutionen des Managements geprägt : „Eine 

Prokrustes-Revolution befördert den Anschein von Wandel durch Einverleibung des 

Neuen, indem es so lange gedehnt und/oder gestutzt wird, bis das Einverleibte wieder 

die Gestalt des Alten angenommen hat” (Jacques 1996, 196). 
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In den letzten Jahren erleben wir einen Rückschlag des Beteiligungspendels in Richtung 

Ausschluss. Auch früher schon beobachtete man das Phänomen des „kurzen Atems“ 

partizipativer Arrangement. Auf den anfänglichen Enthusiasmus und das Abschöpfen 

von Produktivitätsgewinnen folgt ein Abfallen der Erfolgsziffern, das Erlahmen des Inte-

resses und der offiziellen Aktivitäten. Das Management führt dies oft auf die „Unfähig-

keit“ der beteiligten Personen zurück (Ausbildungsmängel, geistige Unbeweglichkeit, 

Konformismus), ohne die eigene Prokrustes-Rolle in Rechnung zu stellen. Als Konse-

quenzen ergeben sich die Suche nach noch besseren Managementmethoden, eine Er-

neuerung des Glaubens an den Segen managerieller Entscheidungshoheit und auch die 

Rückkehr zu einer nicht-partizipativen Organisationslogik. Festzuhalten bleibt, dass 

Partizipation im Laufe des betrachteten Zeitraums gleichsam kleingearbeitet (möglichst 

individualisiert und begrenzt) und immer stärker “ökonomisiert” wurde. Die Widersprüche 

und der Preis dieser Form partizipativen Managements werden zunehmend offen-

sichtlich. Manches hat sicher auch mit unzureichendem “Management” des partizipati-

ven Managements zu tun. Aber wesentlich sind die strukturellen Grenzen, an die es 

immer wieder stößt. 

 

Es scheint freilich auch einige bleibende Veränderungen zu geben. Dem heutigen Ma-

nagementdenken gilt direkte Partizipation nicht mehr länger – wie teilweise in den Pha-

sen zuvor – von vornherein als eine „ideologische“ Forderung, die die betriebliche Ord-

nung gefährden könnte. Sie ist ein anerkanntes Instrument zur Erhöhung der Produkti-

vität und Flexibilität. Zugleich sehen die Gewerkschaften in ihr immer weniger ein politi-

sches Ziel in sich, einen notwendigen Bestandteil einer angestrebten grundlegenden 

Demokratisierung der Wirtschaft, - und auch keine raffinierte Taktik zur Aushebelung der 

traditionellen Mitbestimmungsinstitutionen. Auch sie betonen inzwischen vor allem die 

produktivitätssteigernen Wirkungen - um Beschäftigung zu erhalten. 

 

Die Unterschiede der Beteiligungsbedingungen, -formen und –folgen erwiesen sich als 

beträchtlich. Sie wurden an den Beispielen Automobilbau, Informations- und Kommuni-

kationstechnik, Bauindustrie, Maschinenbau und öffentlicher Dienst skizziert. Partizipa-

tive Ansätze bedeuten vor allem etwas völlig anderes für bislang weitgehend „partizipa-

tionsfreie“ und für Bereiche, in denen faktische Beteiligung im Arbeitsalltag auch bisher 
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schon großgeschrieben wurde (Facharbeiterbranchen, qualifizierte Angestellte, unteres 

und mittleres Management). Wo in ersteren die „Partizipationsgewinne“, wie immer am-

bivalent, mehr oder weniger groß sind, können in letzteren die Verluste und Kontrollef-

fekte durch Offizialisierung und Formalisierung der Beteiligung größer sein.  

 

Der Preis, den die Beschäftigten für die offiziell eingeräumten Partizipationschancen 

zahlen, ist generell nicht gering. Die Grenzen des Einschlusses in Entscheidungsmög-

lichkeiten werden – je nach Kontext – mehr oder weniger eng gezogen und in letzter Zeit 

nochmals enger definiert. Und die widersprüchlichen Verhaltensanforderungen, die im 

Zuge von Partizipationsangeboten entstehen, führen zu neuen Belastungen in der 

Arbeit. Gleichwohl eröffnen sich immer auch Chancen zu arbeitspolitischen Lernprozes-

sen, in deren Verlauf die Grenzen überschritten und weiterreichende Mit- und Selbstbe-

stimmungsansprüche formuliert werden können. 

 

Dabei sind partizipatives Management und die Formen industrieller Beziehungen, wie 

sie sich in der Bundesrepublik etabliert haben, keine Gegensätze. Der Ausbau der di-

rekten Partizipation geht nicht zu Lasten der etablierten Institutionen. Insbesondere die 

betriebliche Mitbestimmung und direkte Partizipationsansätze scheinen sich sogar in 

positiver Wechselwirkung weiter zu entwickeln. Vereinfacht ausgedrückt: Ein starker 

beteiligungsoffener Betriebsrat ist eine wichtige Voraussetzung für die Akzeptanz, 

Funktionsfähigkeit und „Nachhaltigkeit“ von direkter Beteiligung. Man mag sich freilich 

fragen, wie viele starke Betriebsräte es unter den heutigen, zunehmend ungünstigen 

gesellschaftlichen Rahmenbedingungen auf Dauer noch geben wird. Doch dies ist eine 

Frage, die den Rahmen der vorliegenden Arbeit sprengt. Wie dem auch sei: Selbst unter 

den günstigsten Bedingungen und bei relativ weitreichenden Beteiligungsansätzen 

werden immer wieder die Grenzen der Institutionalisierung demokratischer Verfahren im 

Betrieb deutlich. Dies bringt ein Geschäftsführer in der Studie von Dörre treffend auf den 

Punkt: „Würden wir wählen, wie sollten wir dann begründen, warum das für die Ge-

schäftsleitung nicht gilt?“ (Dörre 2002, 341) 

 

Doch trotz solcher Grenzen, trotz der beobachtbaren Roll-back-Tendenzen und auch 

teilweise negativer Folgen für die Beschäftigten: Partizipatives Management bleibt – weil 
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es, in welcher Form und in welchem Umfang auch immer, notwendig ist, um sowohl 

Leistungserstellung als auch Herrschaft und Verwertung sicherzustellen. Und auch die 

Frage der kollektiven gleichberechtigten Partizipation in der Arbeit, der industriellen 

Demokratie also, stellt sich schon aus demselben Grunde – dem Angewiesensein der 

Unternehmen auf Eigeninnitiative und Mitwirkung der Beschäftigten – immer wieder neu. 

Sie kann und muss mit Bezug auf diese Notwendigkeit daher auch immer wieder offen 

und offensiv artikuliert und auf die politische Tagesordnung gesetzt werden. 

 

7.2 Hinweise auf Forschungslücken und weiterführende Fragestellungen für die 
sozialwissenschaftliche und gewerkschaftliche Diskussion 
 
(1) Plädoyer für eine historisch vergleichende Partizipationsforschung und -diskussion 
 
Bei den vorliegenden Versuchen, eine Antwort auf die Frage nach den Trends der Par-

tizipation zu geben, spielen zumeist uralte, tief verwurzelte Vorstellungen vom ge-

schichtlichen Verlauf eine wichtige Rolle – nämlich die einer linearen und die einer zykli-

schen Entwicklung. Vorherrschend ist die lineare Entwicklungsvorstellung, bei der alles 

sich stetig verändert und Veränderung synonym ist mit dem Neuen. Das verbindet sich 

mit der Idee des Fortschritts, wenn die Linie nach oben zeigt: Ein stetiges Wachstum der 

Partizipation wird postuliert und in die Zukunft fortgeschrieben. Das widersprüchliche 

Verhältnis von Rationalisierung und Partizipation schließt jedoch einen solchen linearen 

historischen Verlauf – sei es als stetige Anhebung des Partizipationsniveaus, sei es 

auch als zunehmende Perfektionierung von Kontrolltechniken – meines Erachtens aus. 

 

Eine zyklische Zeitvorstellung hingegen betont die Wiederkehr gleicher Muster, das 

Unwandelbare, die Kontinuität. Als Synthese aus dem linearen und dem zyklischen Bild 

wird schließlich das Bild der Spirale vorgeschlagen: einer Bewegung weg von ihrem Ur-

sprungspunkt, aber mit einem zyklischen, auf Ähnlichkeiten mit früheren Phasen der 

Bewegung bzw. auf den Ursprungspunkt verweisendem Element. Deutschmann etwa 

arbeitet mit dem Konzept der Leitbild- oder Mythenspirale, um die kapitalistische Inno-

vationsdynamik aufzuhellen, allerdings ohne auf die Partizipationsproblematik direkt 

Bezug zu nehmen. Das Spiralenbild scheint mir für unseren Zusammenhang – den von 
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Rationalisierung und Partizipation – das passendste: Die Dialektik von Ausschluss und 

Einschluss wird, so wäre die These, in der Form einer nicht-linearen – zyklisch-spiralen-

artigen - historischen Dynamik kapitalistischer Rationalisierung ausgetragen. Solange 

der institutionelle Rahmen erhalten bleibt, besteht kein Grund zu der Annahme, dass auf 

eine Phase des Aufstiegs managerieller Einschluss- bzw. Partizipationsstrategien etwas 

anderes folgen könnte als die Phase ihres relativen Niedergangs – wie gesehen. 

Zugleich ist sicher: Die Probleme bleiben virulent, eine irgendwie geartete neue Kon-

junktur von Partizipation ist immer wieder zu erwarten.     

 

Doch dürfen solche Zeitvorstellungen nicht zu Prokrustes-Begriffe werden. Die geomet-

rischen Figuren Linie, Welle, Spirale können allenfalls heuristische Hilfskonstruktionen 

sein für die Arbeit der Analyse und Deutung eines derartigen historisch-sozialen Durch-

einanders, wie es die Rationalisierungs- und Partizipationsentwicklung darstellt. Die ei-

gentliche Forschungsarbeit muss die besonderen historischen Gestalten so genau wie 

möglich rekonstruieren – im Zweifel auch gegen das unterstellte Entwicklungsschema. 

Es handelt sich immer – in den Grenzen einer relativen „Pfadabhängigkeit“ – um Pro-

zesse mit offenem Ausgang, die politisch beeinflussbar sind. 

 

Um auch in der Partizipationsforschung nicht immer wieder in die Fallen einer linearen 

Fortschrittsoptik zu tappen, wäre eine historisch-vergleichende Perspektive dringend 

geboten. Für eine historisch vergleichende Soziologie von Rationalisierung und Partizi-

pation bräuchten wir mehr Follow-up-Studien und intensive historische Rekonstruktionen 

von Unternehmens- und Branchenentwicklungen zur Erhellung eines mittleren Zeithori-

zonts. Welche Erkenntnisgewinne Follow-up-Studien für diesen Gegenstand bringen, 

illustrieren Kotthoffs Betriebsratsuntersuchungen (Kotthoff 1994). Bei allen metho-

dischen und forschungspraktischen Schwierigkeiten, die derartige streng vergleichende 

Längsschnittuntersuchungen aufwerfen: Es müsste mehr von ihnen geben, um die 

Sensibilität für das komplizierte Verhältnis von Kontinuität und Wandel der Partizipati-

onsformen zu steigern.  

 

Ansonsten liegen vor allem einige wertvolle „Diskursgeschichten“ für die lange Dauer 

vor, etwa die klassische Studie von Bendix (1956) oder die von Guillén (1995). Zu dieser 
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Kategorie zählen auch die erwähnten Studien über den neuen Geist des Kapitalismus 

(Boltanski/Chiapello 1999) und des Kaisers neue Kleider (Jacques 1996). Beide haben 

im Grunde Recht: Boltanski/Chiapello mit ihrer Betonung der erneuten Drehung an der 

Partizipationsspirale, Jacques mit der Betonung des nach wie vor überdeutlichen 

Bezugs zu den Ausgangsproblemen kapitalistischen Managements. Solche Diskursge-

schichten sind wichtig, lassen aber in bezug auf die reale nationalspezifische, ungleiche 

und kombinierte Entwicklung allzu viele Fragen offen. Ansonsten haben wir unendlich 

viele Einpunktuntersuchungen im Rationalisierungsprozess, deren naheliegende Ge-

genüberstellung von Alt und Neu allzu oft zu einer linearen Geschichtsperspektive ver-

führt, die wenig zum Verständnis des wirklichen Entwicklungsgangs beiträgt. Was nötig 

wäre und wofür hier plädiert wird, ist hingegen eine historisch orientierte, „janusköpfige“ 

Partizipationsforschung: ständig zurück in die Zukunft und zugleich Vorwärts in die Ver-

gangenheit blickend. 

 

(2) Plädoyer für systematische Bereichs- und Branchenvergleiche 
 

Gleichfalls wichtig, das zeigen die Befunde über die vielen Gesichter der Partizipation, 

wären systematische Vergleiche von Beschäftigtenkategorien (ArbeiterInnen, Ange-

stellte, ManagerInnen etc.), Beschäftigungsfeldern und Branchen. Erforscht werden 

müsste dabei unter anderem stärker die jeweilige Besonderheit des Erfahrungswissens 

und des kreativen Potentials, das durch die Partizipationsangebote mobilisiert werden 

soll. Der jeweiliger Kontext beeinflusst die Art dieses Wissens und dieses Potentials und 

die Bedingungen seiner Mobilisierung stark (Gautrat/Laville 1992, 373). Es wären also 

unter diesem Gesichtspunkt weitere Intensivstudien über unterschiedliche Partizipati-

onsfelder anzuregen. Auch hier wäre die „historische“ Perspektive wichtig, denn wir 

hatten gesehen, wie bedeutsam Vorgeschichte und Ausgangslage im jeweiligen Feld 

(z.B.: Welche Erfahrungen wurden bislang – mit faktischer, inoffizieller – Partizipation 

gemacht?) für Ausprägung und Folgen der Beteiligungsansätze sind. 

 

(3) Plädoyer für eine international vergleichende Partizipationsforschung und -diskussion  
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Und schließlich müsste der Blick noch stärker auf die Abhängigkeit der Partizipations-

entwicklung von nationalen Entwicklungspfaden, nationalspezifischen institutionellen 

Arrangements und Traditionen der Interessenvertretung gerichtet werden. Solche Fra-

gen wurden aus der vorliegenden Arbeit weitgehend ausgeklammert. Jüngste Versuche 

(Streeck/Kluge 1999) und die inzwischen breite Diskussion um „Varieties of Capitalism“ 

(Hoffmann 2003) zeigen aber, dass auch diese Frageperspektive wesentlich zur weite-

ren Erhellung – und Relativierung – spezifischer „Partizipationslogiken“ beitragen 

könnte. Wiederzubeleben wäre auch in dieser Hinsicht die bereits erwähnte, von Bendix 

begründete Tradition, an die Guillén anschließt, bei der neben einer historisch verglei-

chenden auch die international „synchron“ vergleichende Perspektive im Zentrum steht.  
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